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Ceschiftsnummer: Verkiindet am :
80 420/99 22. Marz 2002
)
Aj?gé/«& —
- Willinger, JHé

als Urkundsbeamtin
der Geschéftsstelle

mg@g@a’a@m S&ut&gaﬁ

8. Zivilkammer
Im Namen des Volkes
Urteil

In dem Rechtsstreit

- Klagerin -

‘ Prozessbevollmachtigte

Rechtsanwaite Kappelmann u. Koll., Stadttor 1, 40218 Dusseldorf (1159/98)

- gegen

- Beklagte -

Prozessbevolimachtigte:
Rechtsanwaéite Dres. Schelling Kessler Heeb Futter Biischer Eppmger u. Koi! Stuttgart
LG-rach 203 (1578/99T02)

'wegen‘ F,orde‘rung
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hat die 8. Zivilkammer des Landgerichts Stuttgart auf die miindliche Verhandlung vom

- 22. Februar 2002 unter Mitwirkung ven
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Vors. Richter am 'Lzandg-el:i_cﬁ:t‘ Gremer
Richter am Landgericht Hinderer
Richterin Nickel

fir = Recht erkannt:

=

Die Beklagte wird -Verurtei!t, an die Klagerin 339.530,0C DM (173.598,93 €) nebst
5 % Zinsen hieraus seit 19.08.1999 zu bezahien. : |

M

Im {dbrigen wird die Klage abgewiesen.

w

Von den Kosten deé.Rechtsstreits tragen die Klégeri-n 6/7 und die Beklagte 1/7.

Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Héhe von 110 % des jeweils zu voilste-

B

ckenden Betrags vorldufig vallstreckbar.

Gegenstandswert: | 2.375.515,72 DM
(Kiagantrag Ziff. 1:  2.337.257,70 DM

Klagantrag Ziff. 22 6.500,00 DM

Klagantrag Ziff. 3: 31.758,02 DM).
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‘E’aﬁees@amﬁ

Die Kl&gerin, ein Sdﬁwareuntemehmen, ~ﬁ,'ahrté nmi% d_e—z;:Békiagten im August 1998 ein
erstes Gespréch wegen der Entwickiung und implementierung der Software ,ALLIS
- -.Compact”. Im September und Oktoher 1998 wurden weiters Gespréahegeﬁ;hm die
dann zu einem an die Klagerin gerichteten Schreiben der Beklagten vom 12.11.1998
(von den Parteien als ,Letter of Intend” bezeichnet) filhrten. Das Schreiben (Anlage K 1)

lautet wie folgt:

.oehr geehrter Herr

wie heute telefonisch besprochen, bestitigen wir lhnen, dass wir dae Absicht haben,
auf Basis der geflihrten Gesprache und stattgefundenen Prasentationen mit der
e __® 8inen Vertrag abzuschlieRen, der die Erstellung und !nstallatuon elnes
kompletten Betrlebssoftwaresystems (ALL!S Compact) vorsieht.

Der Vertrag wird als Werkvertrag abgeschlossen und sieht einen Festpreis von 5
Millicnen DM vor. Sie hatten uns angeboten, fiir kiinftige Verkéufe der Software an
weitere Anwender jeweils 500.000,00 DM an uns zu zahlen. Alternativ wére es auch
denkbar, dass wir mit thnen Wartungsvertrdge abschlieften, die z.B. fur drei Jahre
kostenfrei fur uns sind. Welche Alternative wir wéhlen, ist noch zu entscheiden.

Die Installation der Software ist in drei Schritten geplant. Bis Ende 1999 soll das
—Sysieni Tur-das Rechnungswesen inslaiiiert werden, 6is Ende zuuu das system flr

die Kfz-Bestandsflihrung und die Kfz-Schadenbearbeitung und bis Ende 2001 das
- System fir die Sach/HU-Sparten. -

Grundlage fur den Vertrag werden u.a. die Anfordemngen unserer Abteilungen sein,
die wir mit 1hnen am 19. und 20 November 1998 besprechen und festhalten wollen.”

Am 18. und 20.11.1998 wurde bei der Beklagten ein ~workshop* zur Anforderungs-und
Systemdefinition abgehalteh. Uber die Bésprechung wurde von der Klégerin ein
Protokoll gefertigt, das der Beklagten zugeschickt wurde. Dieses Protokall wurde
von der Beklagten in einigen Punkten, so auch unter TOP 6 handschriftlich abgeédn-
dertﬁ gegengezeichnet wurde dieses Protokoll von der Beklagten jedoch nicht (vgl.
Anlagen K 12.3, 12.2.und 12.8). Durch die von der Beklagten vorgenommene hand-
schriftliche Abanderung erhielt der zweite Absatz unter TOP 8 des Protokolls {vgl.

~ Anlage K 12.56) folgenden Wortlaut:

SAlle jetzt beginnenden Prozesse und Arbeiten seitens der ™ & ab Reginn der
Detailpflichtenheftersteilung werden bei einem Nichtabschiuss der geplanten Vertra-
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Die Kiagerin nahm hierauf die Arbeiten auf bzw. setzte die Arbeiten fort. Mit Schreiben
vom 14.12.1998 (Anlage K 13) legte sie der Beklagten den Entwurf des Softwarever-
trags Uber die Erstellung und Implementation der Soffware ,ALLIS Compact” sowie den
Entwurf des Wartungsvertrags flr die Software ,ALLIS Compact* zur Prufung vor. Am
12.02.1899 wurde ein zweiter Vertragseniwurf vorgelegt, der von der Beklagten in eini-
gen Punkten beanstandet wurde. Dies fihrte zu einem abgeanderten Vertragsentwurf
der Kidgerin, der die Bedenken der Beklagten zum Teil, aber nicht in vollem Umfang,
berlcksichtigte und der die Grundlage einer Besprechung vom 08.03. 1999 war. Diesen -
26-seitigen Vertragsentwurf mit zusétzlichen auf weiteren 25 Seiten: niedergelegten zehn
Anlagen (Anlage K 20) hat die Beklagte nicht unterzelchnet

In einem Telefonat vom 25.03,1999 gab die Beklagte der Kidgerin zu verstehen, déss
sie den Vertrag nicht abzuschlieRen gedenke. Mit Schreiben vom 12.04.1999 (Anlage
K 23) wurde unter Bezugnahme auf dieses Telefonat definitiv mitgeteilt, dass die Be-
kiagte ,nicht mehr die Absicht“ habe, einen Vertrag Uber die Software ALLIS Compact

~ abzuschlieen. Dies wurde damit begrindet, dass sich die Beklagte vorrangig an den

Gegebenheiten und Interessen ihres Unternehmens orientieren miisse. Mit Schreiben
vem 20.04.1999 (Anlage K 22) teilte die Klagerin der Béklagten mit, dass es nicht richtig
sei, dass am 25.03.1999 ihr Angehot endaiiltio ahgslehnt worden sei und dic Beklagte
darauf aufmerksam gemacht worden sei, dass das Projekt so lange weiterlaufen werde,
bis sie - die Kl&gerin - ,eine offizielle Absage zu dem Vertrag erhaiten haben®.

Die Klagerin tragt vor, die Beklagte habe sie, ungeachtet des Umstandes, dass die Be-
kiagte den von der Klagerin erarbeiteten schriftlichen Vertragsentwurf nicht unterzeich-
net habe, beauftragt, die Software ALLIS Compacf zu entwickeln und zu implementie-
ren. Jedenfalls habe die Beklagte aber einen Vertragsschlﬁss als sicher hingestellt und
sie beauftragt, mit den Arbeiten sogleibh zu beginhen. Auf den Umstand, dass dies Kos-
ten verursache, sei die Beklagte hingewiesen worden. Eine alsbaldige Aufnahme der
Arbeiten habe aus zeitlichen Griinden im interesse der Beklagten gelegen. Sie - die
Klagerin - habe aufgrund des Verhaltens der Beklagten darauf vertrauen diirfen, dass
der Vertragsschlusé zustande kommt. Die Bekiagte sei ihr deshalb zum Ersatz der von
ihr insoweit getétigten Aufwendungen verpflichtet. Diese setzten sich zusammen aus
Lizenzkosten, Kosten flr den Kauf von Software und Hardware, die Kosten fiir exter-
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ne und interne Mitarbeiter, die auch entsprechende Schulungen umfassten, sowie die -
Nachlaufkosten und sonstige Kosten.

lhren Aufwand insgesamt berechnet die Kldgerin auf 2.337.257,70 DM. Veranschlagte
Kosten in HShe von etwa 3.600,00 $ fiir die Firma IBM seien in diesem Betrag noch
nicht-enthalten, weshalb insoweit cin Interesse an der Festateiiung d&F Laistungspficht -
der Beklagten bestehe. Schliellich begehrt die Klégerin die Freistellung von Rechtsan-
waltskosten in Héhe \/on 31.758,02 DM (Anlage K 42), die dadurch entstanden seien,

dass ihr Prozessbevollmdchtigter das Mandat ,Vertrag /

p——

,stlv@

“——

__" betrieben und an einer Besprechung des Vertragsentwurfs am 25.01.1999
teilgenommen habe. ' '

Die Kidgerin beantragt, |

1. die Beklagte zu verurteilen, an die Klagerin 2.337.257,70 DM nebst 5 % Zinsen
aus 2.241.351,00 DM seit 19.08.1999 und aus weiteren 95.906,70 DM seit
Rechtshéngigkeit (29.11.1999) zu bezahlen; '

2. die Beklagte zu verurteilen, jedeh Uber den Antrag unter Ziff. 1 hinausgehenden
Schaden, der im Zusammenhang mit der Entwicklung und Implementierung der
Software ALLIS Compact im Projekt bei der Beklagten entstanden ist, zu tragen;

|
w

Wi LTV Y G e

kosten in Héhe von 31.758,02 DM gemaf Rechnung vom 31.05.2000 freizustel-
len.

Die Beklagte beantragt
Klagabweisung.

Sie ist der Auffassung, sie sei mangels eines Vertragsschlusses nicht verpflichtet, die
von der Kldgerin - der Héhe nach bestrittenen - Kosten zu erstatten. Im ubrigen habe
sich bei ihr die Annahme verdichtet, dass die Klagerin gar nicht in der Lage sei, das vor-
gesehene Projekt erfolgreich durchz‘uziehen.

Wegen des Parteivortrags im einzelnen wird auf die gewechselten Schriftsdtze verwie-
sen.
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Nach Erlass eines Aufklérungsbeschluéses vom 29.09.2000 (Bl. 288) und esines weite-
ren Hinweises im Beschluss vom 08. O"i 2001 (BI. 345 f.).hat der Sachversténdige Hinkel
gemaft Beweisbeschluss vom 20.04.2001 ein schriftiches Gutachten vom 28.12. 200'1
erstellt. Auf das Gutachten (Bl.- 586 ff.) wird Bezug genommen. Em Termin vom

. 28 1’7 ;?CQZ wurde der uachversiandm@ zu seinem, GLtach’ren {?;z’g*:=nze"1 i angehdrt. .
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Entscheidungsgrinde

Die zulasage Klage erweist sn‘;h im \lerha!tms zu der geltend gemachten Forderung nur
2 ginem genngen Teil als begriindet. :

Einen vertraglichen Anspruch hat die Ki&gerin nicht; ein Vertrag wurde von den Par-
teien nicht geschiossen. Selbst wenn die Beklagte - wie die Klagerin vortragt - zum

' Ausdruck gebracht haben sollte, dass die Kiggerin mit den Arbeiten anfangen kénne
- bzw. sclle, so geschah dies ersichtlich nur im Hinblick auf den beabsichiigten Ver-

tragsschluss, wie sich auch aus der Abanderung des Protokolls Uber die Verhand-
lung vom 19./20.11.1998 (Anlage K 12.6) verdeutlicht.

Beide Parteien sind vielmehr daven ausgegangen, dass ein schriftli¢h fixderter Ver-

~trag geschiossen werden soll. Entsprechende Entwiirfe hat die Kldgerin auch vorge-
~ legt. Wenn ein Vertrag Ubereinstimmend aber schriftlich geschiossen werden soll, ist

davon auszugehen, dass der Vertragsschluss erst dann zustande gekommen ist,
wenn diese Schriftform auch eingehalten wird, d.h. ei:n schriftlicher Vertrag von bei-
den Parteien unterzeichnet ist. Eine Unterzeichnung des von der Ki&gerin angefer-
tigten Vertragsentwurfs hat die Beklagte aber gerade ébgelehnt.

. Bei Vertragsverhandlungen, die vorliegend unstreitig stattgefunden haben, sind die

Parteien bis zum endgliitigen Vertragsschiuss in ihren EntschlieRungen gruhdsétz—
lich frei und Zwar auch dann, wenn der andere Teil in Erwartung des Vertrags bereits
Aufwendungen getétigt hat (vgi. BGH NJW 96, 1884, 1885; NJW RR 01, 381). Nur

'dannl; wenn der Yertragsschiuss nach den Verhandiungen zwischen den Partsien

als sicher anzunehmen ist und in dem hierdurch begriindeten Vertrauen Aufwen-

b S . ) S L L3 T IR U S . T ENE SR SO [ [N R
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kénnen diese vom Vertragspartner ausnahmsweise unter dem Gesichtspunkt'des
VYerschuldens bei den Vertragsverhandlungen zu erstatten sein, wenn er den Ver-
tragsschluss spater ohne triftigen Grund verweigert (vgl. BGH NJW 96, 1884, 1885
m.w.N.). Dabei beschrénkt sich der Ersatzanspruch auf die nach Enistehung des

Vertrauenstatbestandes gemachten Aufwendungen. Gerade weil keine vertragliche

-~ Bindung verhanden ist, sind-in einem solchén Fall an des Vorliegen eines fiftigen

Grundes keine all zu hohen Anforderungen zu stellen; so kann schon ein gunstige-
res Angebot eines Mitbewerbers ausreichend sein (vgl. hierzu Palandt/Heinrichs,
BGB, 61. Aufl,, § 276 Rdnr. 72). ‘

Ob die Beklagte in Bezug auf die Abstandnahme vom \/eriragsschluss‘sich auf ei-
nen triftigen Grund berufen kénnte, kann vorliegend dahingestellt bleiben, weil die
Beklagte gerade auch fiir diesen Fall zum Ausdruck gebracht hat, gewisse Aufwen-
dungen der Kl&gerin zu erstatten.

. Die Beklagte hat das von der Klagerin angefertigte Protokoll vom 27.11.1998 Uber

das ,Workshop“ vom 19./20.11.1998 unter TOP 6, in welchem eine etwaige Vergi-
tung im Falle des Nichtabschlusses eines Vertrags geregelt wurde, abgeéndert und
eingeschrankt (Anlage K 12.6). Sie hat damit, auch wenn sie das Protokoll nicht

Falle des Nichtabschlusses des geplanten Vertrags gemaR der Honorartabelle der
Klagerin die dann - fehlgeschlagenen - Aufwendungen bezahlt. Ob eine solche Zu-
sage bei dem ,Workshop” tatsachlich auch besprocheh wurde, kann dahingestellt
bleiben, da sich die Beklagte durch die Abdnderung jedenfalls nachtraglich mit einer
soichen Regelung einverstanden erklért hat. Die Abanderung ergdbe ansonsten kei-
nen Sinn.

{Uber den Umfang dieser Zusage besteht zwischen den Parteien Streit. Nach Auffas-
sung des Gerichts muss diese Zusage von vorn herein so verstanden werden, dass
die Beklagte einen Aufwendungsersatz nur flr den Fall verspricht, dass der Nichtab-
schluss des Vertrags aus ihrer Sphére herrihrt und nicht von der Kidgerin zu vertre-
ten ist. Dass die Ablehnung der weiteren Verhandlungen und der Nichtabschluss
des Vertrags letztlich durch einen von der Ki&gerin zu vertretenden Umstand bedingt
ist, hatv die Beklagte substantiiert nicht dargetan. Sie hat zwar vorgetragen, dass sie
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von dem Leistungsvermdgen der Kldgerin nicht (mehr) uberzeugt gewesen sei und
die Vertragsverhandlungen aus ihrer Sicht nicht zufriedenstellend verlaufen seien.
Einen konkreten Vortrag, warum der von-der Ki3gerin entworfene Vertragsentwurf
wegen der zum Teil nicht unerheblich vom Gesétz abweichenden Regelungen fiir
sie unzumutbar gewesen sei, hat die Beklagte nicht gehalten. Sie hat auch nicht be-~

« -hauptet, dass sie sich wegen bestimmier Ragelinger auler-Stande gesehen hakbe,

i, LR
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den Vertrag zu schliefen und dass die Kidgerin es trotz eines entsprechenden Vor-

haltes abgelehnt habe, sine Anderung des Vertragstextes vorzunehmen. An der
durch die handschriftlich vorgencmmene Anderunge des Protokolls zum Ausdruck

gebrachten Zusage muss sich die Beklagte deshalb festhalten lassen. im Gegensatz

zu einem - von der gegebenen Zusage unébhéngigen - Anspruch aué c.i.c. kann

sich die ’ekfagte hingegen auf allein aus ihrer Sphére herriihrende triftige ’Grfjnde,

auf die die Klagerin Keinen Einfluss nehmen konnte, nicht berufen. |

Bezliglich der Hohe der zu erstattenden Aufwendungen ergibt sich schon von vorn
herein durch die in der Zusage enthaltene Bezugnahme auf die Gebiihrentabelle der
Klagerin eine Beschrénkung auf die Aufwendungen der Klagerin fiir ihre Mitarbeiter.
Im Gbrigen kann nach Auffassung des Gerichts beziiglich der Héhe des Anspruchs
kein anderer Malstab angé!egt werden wie bei einer Haftung aus c.i.c. Zu ersetzen
sind deshalb lediglich die. Aufivendungen, dic nach Lage-desTallesvertretbar waren
(vgl. Palandt/Heinrichs, a.a.0., § 276 Rdnr. 74 m.w.N.), mit denen die Beklagte auch
rechnen musste. Nach Auffassung des Gerichts kénnen, weil die Kldgerin trotz der
Absichtserkldrung zu jeder Zeit mit einem Nichtabschluss des Vertrags rechnen
musste (gerade flir diesen Fall wurde ja die entsprechende Zusage erteilt), als ver-
tretbar nur die Aufwendungen angesehen werden, die fiir eine Bestandsaufnahme
bei der Beklagten zur Kl&rung ihres Bedarfs erforderlich waren, damit nach einem
Vertragsschluss mit den eigentlichen Arbeiten sofort begénnen werden kann. Dar-
Uber hinausgehende Investitionen waren nach Sachlage nicht mehr vertretbar und

die Beklagte musste mit solchen ‘investitionen auch nicht rechnen. Ausgeschlossen

sind damit die Aufwendungen fiir den Kauf von Software, Hardware und den Erwerb
von Lizenzen, sowie die Kosten fiir die Schulung der Mitarbeiter in bestimmten Pro-
grammen. Die zu leistenden Vorarbeiten sollten vielmehr gerade abkldren, was flr
sin Bedarf entsieht, damit dieser bei sinem Vertragsschiuss sogleich beschafft wer-
den kann. Die Bedarfsbeschaffung als solche war verfriht. Der zeitliche Rahmen, in
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welchem abklarende VorbereitungsmaRnahmen getroffen werden konnten, war der
Zeitraum vom 05.01.1998 (der Beginn der Tatigkeit der Mitarbeiter der Klagerin) bis
zum 25.03.1998, alhs der Klagerin von der Beklagten signalisiert wurde, dass sie un-
ter Umsténden von einem Vertragsschluss absehe. Ab diesem Zeitpunkt konnte die
Klégerin nicht mehr auf einen Vertragsschluss vertrauen. -

Zu der Frage, welchen persdnellen Aufwand fiir die vorbereitenden Manahmen im
Sinne einer Bestandsaufnahme zur Kldrung des bei der Beklagten bestehenden Be-
darfs erforderlich war, damit nach einem Vertragsschluss sogleich mit den eigentli-
chen Arbeiten begonnen werden konnte, hat das .Gericht ein Sachverstandigengut-
achten eingeholt. Der beauftragte Sachvekstéindige ___&nat in seinem Gutachten
ausgefuhrt, dass insoweit in einer ersten Stufe flr interne und externe Mitarbeiter ein
Aufwand in Héhe von 95.780,00 DM entstanden ist. Diesen Aufwand, der in jedem
Fall zu den vorbereitenden MaRnahmen zahlt, hat die Beklagte zu erstatten. Den
personellen Aufwand in der zweiten Stufe, der von den VorbereitungsmafRnahmen
bis zur sogenannten Analyse reicht, hat der Sachversténdige unterteilt und ausge-
flihrt, dass der insoweit entstandene Aufwand in Hohe von 264.385,00 DM fir exter-
ne Mitarbeiter im wesentlichen auf die IBM-Mitarbeiter fiir den Wissenstransfer ,San
Francisco® entfalle. Dieser Wissenstransfer, der letztlich auch nur der Kl&gerin zugu-

-eniBogpkommen ist-geht Oherverboncitende Malnahmen zur Abkifrung des Bedarfy

hinaus. Die Frage, ob ,San Francisco” eingesetzt werden soll oder nicht, durfte die
Klagerin im Rahmen der vorbereitenden MaRnahmen zwar abklaren. Mit der Schu-
lung ihrer Mitarbeiter in ,San Francisco“ hétte die Klagerin aber in jedem Fall bis zu

- einem definitiven Vertragsschluss zuwarten missen.

Den in der zweiten Stufe fiir die internen Mitarbeiter der Kidgerin entstandenen Auf-
wand in Hohe von 243.750,00 DM vermochte der Sachverstéandige exakt nicht ab-
zugrenzen, weil die Frage, ob diese Aufwendungen noch zu den vorbereitenden
Verhandlungen gehéren, letztlich davon abhénge, wie diese von den eigentlichen
Arbeiten abgegrenzt werden uhd inwieweit eine von den Beklagten mitgetragene
Fachdiskussicn diesen Aufwand mitverursacht bzw. erhéht hat.

Nach Auffassung des Gerichts ist der Aufwand flir die internen Mitarbeiter in der Stu-
fe 2 in vollem Umfang zu berlicksichtigen. Zum einen ergibt sich aus dem Aktenin-
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halt nach Auffassung des Gerichts zweifelsfrei, dass sich die Beklagté in erhebli-

" chem MafR an fachlichen Diskussionen beteiligt und dadurch den Aufwand mitverur-

sacht bzw. erhont hat. Zum anderen ist die Abgrenzung zwischen den vorbereiten-
den MaRnahmen und dem Beginn der &igentlichen Arbeiten weitgehend
schwimmend und es ist nicht von der Hand zu weisen, dass zur Abklarung
des .Bedaris bis zu- sinem gewissen ‘Grad auch’ in“die - An nalyse®” \.,mg trsten
werden muss.

Daruber hinausgehende Kostenf kann die Klagerin nicht ersetzt verlangen. Soweit.

~die Klagerin bereits in der vom Sachverstandigen in seinerh Gutachten dargelegten

Stufe 3 und darlber hinaus t'étig geworden sein sollte, wird dies von den vorberei=—
tenden MalRnahmen zur Abkiarung des Bedarfs nicht mehr umfasst. Der Umstand,
dass die Klagerin - wie sie behauptet die Beklagte mehrfach auf die hohen Kosten{“‘
hingewiesen habe, rechtfertigt es nicht, der Kl&gerin einen héheren Betrag zuzu-
sprechen. Ein Hinweis auf hohe Kosten besagt Uber den tatséchlichen Urhfang' der
Kosten noch nichts. Hohe Kosten sind auch Kosten in Hohe von 200.000,00 OM o-
der 300.000,00 DM, die bereits im Rahmen der abkldrenden vorbereitenden MaR-
nahmen angefallen sind. Die Ki&gerin hat selbst nicht behauptet, dass sie die Be-
klagte darauf hingewiesen hat, dass die Kosten in wenigen Monaten die Millienen—

mmOrenze dberschraiten kdnnen, urd die.Beklagte mussic-en %m.wn SOHICISHINTWEIS

ki
q
i

mit Aufwendungen in dieser Groftenordnung auch nicht rechnen. Dies gilt umso

- menr, als es - wie der Sachversténdige bei seiner Anhdrung ausgefiihrt hat - nicht

zutreffend ist, dass bei der Entwicklung und Implementierung eines Softwarepro-
gramms, die Uber einen Zeitraum von drei Jahren geplant ist, der Lowenanteil dieser
Kosten bereits in den ersten Monaten anféllt. Im Ubrigen kann es keinem vernUnfti-
gen Zweifel unterliegen, dass die Beklagte die Klagerin angewiesen hatte, von
weiteren Arbeiten bis zu einem Vertragsschluss abzusehen, wenn sie darauf
hingewiesen worden ware, dass bereits in den ersten Monaten Kosten in der Hdhe,
wie sie nun im Rechisstreit g.e!tend gemacht werden, entstehen.

~Aus den obigen Ausfihrungen ergibt sich, dass auch dei‘ Feststellungsantrag der

Klagerin unbegrindet ist. Dasselbe gilt flir den Freistellungsantrag bezlgiich der
Rechtanwaltskosten. Wenn die Kidgerin in ihrem sigenen Interesse einen Rechis-
anwalt hinzuzieht um sinen sie mdglichst beglnstigenden Vertragseniwurf zu ent-
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werfen, so kann sie diese Kosten bei einem Scheitern der Vertragéverhandlungen
nicht von ihrem potentieilen Vertrags_,parther ersetzt verlangen. Dies gilt umso mehr,
als die Beklagte ohnehin nicht verpflichtet war, den teilweise nicht unerheblich von
den gesstzlichen Bestimmungen abweichenden Vertragsentwurf zu unterzeichnen.
Im Ubrigen bezog sich die Zusage der Bekiagten lediglich auf Aufwendungen fiir
_Mitarbeiter der'Kiégerin und nicht flir deren Rechtsanwait. N

AbschlieRend soll nicht unerwéhnt bleiben, dass danh, wenn r;nan der Auffassung
der Kldgerin folgen wiirde, die Beklagte in ‘ihrer Vertragsfreiheit unangemessen ein-
geschrankt werden wiirde. Sie héite dann namlich nur noch die Moglichkeit entwe-
der den von der Kl'égéerin geltend gemachten Auﬁmehdungsersatz in Héhe von ca.
2,4 Millionen zu bezahlen oder einen ihr von der Kldgerin vorgegebenen Vertrags-
schluss zu akzeptieren. Der Grundsatz der Vértragsfreiheit wére damit in erhebli-
chem Male tangiert. ' ‘

Die Kostenentsche!dung beruht auf § 92 ZPO. Die Anordnung uber die vorlaufige Voll-

sireckbarkeit erglbt sich aus § 708 Abs. 1 Satz 2 ZPO.

o Nickeg
(8t ' Hmderer Nickel
Vors. Rlchter am Landgericht  Richteram LG Richterin

/B
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Ceschiftsnummer: Verkiindet am :
80 420/99 22. Marz 2002
)
Aj?gé/«& —
- Willinger, JHé

als Urkundsbeamtin
der Geschéftsstelle

mg@g@a’a@m S&ut&gaﬁ

8. Zivilkammer
Im Namen des Volkes
Urteil

In dem Rechtsstreit

- Klagerin -

‘ Prozessbevollmachtigte

Rechtsanwaite Kappelmann u. Koll., Stadttor 1, 40218 Dusseldorf (1159/98)

- gegen

- Beklagte -

Prozessbevolimachtigte:
Rechtsanwaéite Dres. Schelling Kessler Heeb Futter Biischer Eppmger u. Koi! Stuttgart
LG-rach 203 (1578/99T02)

'wegen‘ F,orde‘rung
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hat die 8. Zivilkammer des Landgerichts Stuttgart auf die miindliche Verhandlung vom

- 22. Februar 2002 unter Mitwirkung ven

http://www.jurpc.de - Internet-Zeitschrift fuer Rechtsinformatik und Informationsrecht (Downloéd am: 19.05.2024)

Vors. Richter am 'Lzandg-el:i_cﬁ:t‘ Gremer
Richter am Landgericht Hinderer
Richterin Nickel

fir = Recht erkannt:

=

Die Beklagte wird -Verurtei!t, an die Klagerin 339.530,0C DM (173.598,93 €) nebst
5 % Zinsen hieraus seit 19.08.1999 zu bezahien. : |

M

Im {dbrigen wird die Klage abgewiesen.

w

Von den Kosten deé.Rechtsstreits tragen die Klégeri-n 6/7 und die Beklagte 1/7.

Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Héhe von 110 % des jeweils zu voilste-

B

ckenden Betrags vorldufig vallstreckbar.

Gegenstandswert: | 2.375.515,72 DM
(Kiagantrag Ziff. 1:  2.337.257,70 DM

Klagantrag Ziff. 22 6.500,00 DM

Klagantrag Ziff. 3: 31.758,02 DM).
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‘E’aﬁees@amﬁ

Die Kl&gerin, ein Sdﬁwareuntemehmen, ~ﬁ,'ahrté nmi% d_e—z;:Békiagten im August 1998 ein
erstes Gespréch wegen der Entwickiung und implementierung der Software ,ALLIS
- -.Compact”. Im September und Oktoher 1998 wurden weiters Gespréahegeﬁ;hm die
dann zu einem an die Klagerin gerichteten Schreiben der Beklagten vom 12.11.1998
(von den Parteien als ,Letter of Intend” bezeichnet) filhrten. Das Schreiben (Anlage K 1)

lautet wie folgt:

.oehr geehrter Herr

wie heute telefonisch besprochen, bestitigen wir lhnen, dass wir dae Absicht haben,
auf Basis der geflihrten Gesprache und stattgefundenen Prasentationen mit der
e __® 8inen Vertrag abzuschlieRen, der die Erstellung und !nstallatuon elnes
kompletten Betrlebssoftwaresystems (ALL!S Compact) vorsieht.

Der Vertrag wird als Werkvertrag abgeschlossen und sieht einen Festpreis von 5
Millicnen DM vor. Sie hatten uns angeboten, fiir kiinftige Verkéufe der Software an
weitere Anwender jeweils 500.000,00 DM an uns zu zahlen. Alternativ wére es auch
denkbar, dass wir mit thnen Wartungsvertrdge abschlieften, die z.B. fur drei Jahre
kostenfrei fur uns sind. Welche Alternative wir wéhlen, ist noch zu entscheiden.

Die Installation der Software ist in drei Schritten geplant. Bis Ende 1999 soll das
—Sysieni Tur-das Rechnungswesen inslaiiiert werden, 6is Ende zuuu das system flr

die Kfz-Bestandsflihrung und die Kfz-Schadenbearbeitung und bis Ende 2001 das
- System fir die Sach/HU-Sparten. -

Grundlage fur den Vertrag werden u.a. die Anfordemngen unserer Abteilungen sein,
die wir mit 1hnen am 19. und 20 November 1998 besprechen und festhalten wollen.”

Am 18. und 20.11.1998 wurde bei der Beklagten ein ~workshop* zur Anforderungs-und
Systemdefinition abgehalteh. Uber die Bésprechung wurde von der Klégerin ein
Protokoll gefertigt, das der Beklagten zugeschickt wurde. Dieses Protokall wurde
von der Beklagten in einigen Punkten, so auch unter TOP 6 handschriftlich abgeédn-
dertﬁ gegengezeichnet wurde dieses Protokoll von der Beklagten jedoch nicht (vgl.
Anlagen K 12.3, 12.2.und 12.8). Durch die von der Beklagten vorgenommene hand-
schriftliche Abanderung erhielt der zweite Absatz unter TOP 8 des Protokolls {vgl.

~ Anlage K 12.56) folgenden Wortlaut:

SAlle jetzt beginnenden Prozesse und Arbeiten seitens der ™ & ab Reginn der
Detailpflichtenheftersteilung werden bei einem Nichtabschiuss der geplanten Vertra-
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Die Kiagerin nahm hierauf die Arbeiten auf bzw. setzte die Arbeiten fort. Mit Schreiben
vom 14.12.1998 (Anlage K 13) legte sie der Beklagten den Entwurf des Softwarever-
trags Uber die Erstellung und Implementation der Soffware ,ALLIS Compact” sowie den
Entwurf des Wartungsvertrags flr die Software ,ALLIS Compact* zur Prufung vor. Am
12.02.1899 wurde ein zweiter Vertragseniwurf vorgelegt, der von der Beklagten in eini-
gen Punkten beanstandet wurde. Dies fihrte zu einem abgeanderten Vertragsentwurf
der Kidgerin, der die Bedenken der Beklagten zum Teil, aber nicht in vollem Umfang,
berlcksichtigte und der die Grundlage einer Besprechung vom 08.03. 1999 war. Diesen -
26-seitigen Vertragsentwurf mit zusétzlichen auf weiteren 25 Seiten: niedergelegten zehn
Anlagen (Anlage K 20) hat die Beklagte nicht unterzelchnet

In einem Telefonat vom 25.03,1999 gab die Beklagte der Kidgerin zu verstehen, déss
sie den Vertrag nicht abzuschlieRen gedenke. Mit Schreiben vom 12.04.1999 (Anlage
K 23) wurde unter Bezugnahme auf dieses Telefonat definitiv mitgeteilt, dass die Be-
kiagte ,nicht mehr die Absicht“ habe, einen Vertrag Uber die Software ALLIS Compact

~ abzuschlieen. Dies wurde damit begrindet, dass sich die Beklagte vorrangig an den

Gegebenheiten und Interessen ihres Unternehmens orientieren miisse. Mit Schreiben
vem 20.04.1999 (Anlage K 22) teilte die Klagerin der Béklagten mit, dass es nicht richtig
sei, dass am 25.03.1999 ihr Angehot endaiiltio ahgslehnt worden sei und dic Beklagte
darauf aufmerksam gemacht worden sei, dass das Projekt so lange weiterlaufen werde,
bis sie - die Kl&gerin - ,eine offizielle Absage zu dem Vertrag erhaiten haben®.

Die Klagerin tragt vor, die Beklagte habe sie, ungeachtet des Umstandes, dass die Be-
kiagte den von der Klagerin erarbeiteten schriftlichen Vertragsentwurf nicht unterzeich-
net habe, beauftragt, die Software ALLIS Compacf zu entwickeln und zu implementie-
ren. Jedenfalls habe die Beklagte aber einen Vertragsschlﬁss als sicher hingestellt und
sie beauftragt, mit den Arbeiten sogleibh zu beginhen. Auf den Umstand, dass dies Kos-
ten verursache, sei die Beklagte hingewiesen worden. Eine alsbaldige Aufnahme der
Arbeiten habe aus zeitlichen Griinden im interesse der Beklagten gelegen. Sie - die
Klagerin - habe aufgrund des Verhaltens der Beklagten darauf vertrauen diirfen, dass
der Vertragsschlusé zustande kommt. Die Bekiagte sei ihr deshalb zum Ersatz der von
ihr insoweit getétigten Aufwendungen verpflichtet. Diese setzten sich zusammen aus
Lizenzkosten, Kosten flr den Kauf von Software und Hardware, die Kosten fiir exter-
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ne und interne Mitarbeiter, die auch entsprechende Schulungen umfassten, sowie die -
Nachlaufkosten und sonstige Kosten.

lhren Aufwand insgesamt berechnet die Kldgerin auf 2.337.257,70 DM. Veranschlagte
Kosten in HShe von etwa 3.600,00 $ fiir die Firma IBM seien in diesem Betrag noch
nicht-enthalten, weshalb insoweit cin Interesse an der Festateiiung d&F Laistungspficht -
der Beklagten bestehe. Schliellich begehrt die Klégerin die Freistellung von Rechtsan-
waltskosten in Héhe \/on 31.758,02 DM (Anlage K 42), die dadurch entstanden seien,

dass ihr Prozessbevollmdchtigter das Mandat ,Vertrag /

p——

,stlv@

“——

__" betrieben und an einer Besprechung des Vertragsentwurfs am 25.01.1999
teilgenommen habe. ' '

Die Kidgerin beantragt, |

1. die Beklagte zu verurteilen, an die Klagerin 2.337.257,70 DM nebst 5 % Zinsen
aus 2.241.351,00 DM seit 19.08.1999 und aus weiteren 95.906,70 DM seit
Rechtshéngigkeit (29.11.1999) zu bezahlen; '

2. die Beklagte zu verurteilen, jedeh Uber den Antrag unter Ziff. 1 hinausgehenden
Schaden, der im Zusammenhang mit der Entwicklung und Implementierung der
Software ALLIS Compact im Projekt bei der Beklagten entstanden ist, zu tragen;

|
w

Wi LTV Y G e

kosten in Héhe von 31.758,02 DM gemaf Rechnung vom 31.05.2000 freizustel-
len.

Die Beklagte beantragt
Klagabweisung.

Sie ist der Auffassung, sie sei mangels eines Vertragsschlusses nicht verpflichtet, die
von der Kldgerin - der Héhe nach bestrittenen - Kosten zu erstatten. Im ubrigen habe
sich bei ihr die Annahme verdichtet, dass die Klagerin gar nicht in der Lage sei, das vor-
gesehene Projekt erfolgreich durchz‘uziehen.

Wegen des Parteivortrags im einzelnen wird auf die gewechselten Schriftsdtze verwie-
sen.
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Nach Erlass eines Aufklérungsbeschluéses vom 29.09.2000 (Bl. 288) und esines weite-
ren Hinweises im Beschluss vom 08. O"i 2001 (BI. 345 f.).hat der Sachversténdige Hinkel
gemaft Beweisbeschluss vom 20.04.2001 ein schriftiches Gutachten vom 28.12. 200'1
erstellt. Auf das Gutachten (Bl.- 586 ff.) wird Bezug genommen. Em Termin vom

. 28 1’7 ;?CQZ wurde der uachversiandm@ zu seinem, GLtach’ren {?;z’g*:=nze"1 i angehdrt. .
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Entscheidungsgrinde

Die zulasage Klage erweist sn‘;h im \lerha!tms zu der geltend gemachten Forderung nur
2 ginem genngen Teil als begriindet. :

Einen vertraglichen Anspruch hat die Ki&gerin nicht; ein Vertrag wurde von den Par-
teien nicht geschiossen. Selbst wenn die Beklagte - wie die Klagerin vortragt - zum

' Ausdruck gebracht haben sollte, dass die Kiggerin mit den Arbeiten anfangen kénne
- bzw. sclle, so geschah dies ersichtlich nur im Hinblick auf den beabsichiigten Ver-

tragsschluss, wie sich auch aus der Abanderung des Protokolls Uber die Verhand-
lung vom 19./20.11.1998 (Anlage K 12.6) verdeutlicht.

Beide Parteien sind vielmehr daven ausgegangen, dass ein schriftli¢h fixderter Ver-

~trag geschiossen werden soll. Entsprechende Entwiirfe hat die Kldgerin auch vorge-
~ legt. Wenn ein Vertrag Ubereinstimmend aber schriftlich geschiossen werden soll, ist

davon auszugehen, dass der Vertragsschluss erst dann zustande gekommen ist,
wenn diese Schriftform auch eingehalten wird, d.h. ei:n schriftlicher Vertrag von bei-
den Parteien unterzeichnet ist. Eine Unterzeichnung des von der Ki&gerin angefer-
tigten Vertragsentwurfs hat die Beklagte aber gerade ébgelehnt.

. Bei Vertragsverhandlungen, die vorliegend unstreitig stattgefunden haben, sind die

Parteien bis zum endgliitigen Vertragsschiuss in ihren EntschlieRungen gruhdsétz—
lich frei und Zwar auch dann, wenn der andere Teil in Erwartung des Vertrags bereits
Aufwendungen getétigt hat (vgi. BGH NJW 96, 1884, 1885; NJW RR 01, 381). Nur

'dannl; wenn der Yertragsschiuss nach den Verhandiungen zwischen den Partsien

als sicher anzunehmen ist und in dem hierdurch begriindeten Vertrauen Aufwen-

b S . ) S L L3 T IR U S . T ENE SR SO [ [N R
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kénnen diese vom Vertragspartner ausnahmsweise unter dem Gesichtspunkt'des
VYerschuldens bei den Vertragsverhandlungen zu erstatten sein, wenn er den Ver-
tragsschluss spater ohne triftigen Grund verweigert (vgl. BGH NJW 96, 1884, 1885
m.w.N.). Dabei beschrénkt sich der Ersatzanspruch auf die nach Enistehung des

Vertrauenstatbestandes gemachten Aufwendungen. Gerade weil keine vertragliche

-~ Bindung verhanden ist, sind-in einem solchén Fall an des Vorliegen eines fiftigen

Grundes keine all zu hohen Anforderungen zu stellen; so kann schon ein gunstige-
res Angebot eines Mitbewerbers ausreichend sein (vgl. hierzu Palandt/Heinrichs,
BGB, 61. Aufl,, § 276 Rdnr. 72). ‘

Ob die Beklagte in Bezug auf die Abstandnahme vom \/eriragsschluss‘sich auf ei-
nen triftigen Grund berufen kénnte, kann vorliegend dahingestellt bleiben, weil die
Beklagte gerade auch fiir diesen Fall zum Ausdruck gebracht hat, gewisse Aufwen-
dungen der Kl&gerin zu erstatten.

. Die Beklagte hat das von der Klagerin angefertigte Protokoll vom 27.11.1998 Uber

das ,Workshop“ vom 19./20.11.1998 unter TOP 6, in welchem eine etwaige Vergi-
tung im Falle des Nichtabschlusses eines Vertrags geregelt wurde, abgeéndert und
eingeschrankt (Anlage K 12.6). Sie hat damit, auch wenn sie das Protokoll nicht

Falle des Nichtabschlusses des geplanten Vertrags gemaR der Honorartabelle der
Klagerin die dann - fehlgeschlagenen - Aufwendungen bezahlt. Ob eine solche Zu-
sage bei dem ,Workshop” tatsachlich auch besprocheh wurde, kann dahingestellt
bleiben, da sich die Beklagte durch die Abdnderung jedenfalls nachtraglich mit einer
soichen Regelung einverstanden erklért hat. Die Abanderung ergdbe ansonsten kei-
nen Sinn.

{Uber den Umfang dieser Zusage besteht zwischen den Parteien Streit. Nach Auffas-
sung des Gerichts muss diese Zusage von vorn herein so verstanden werden, dass
die Beklagte einen Aufwendungsersatz nur flr den Fall verspricht, dass der Nichtab-
schluss des Vertrags aus ihrer Sphére herrihrt und nicht von der Kidgerin zu vertre-
ten ist. Dass die Ablehnung der weiteren Verhandlungen und der Nichtabschluss
des Vertrags letztlich durch einen von der Ki&gerin zu vertretenden Umstand bedingt
ist, hatv die Beklagte substantiiert nicht dargetan. Sie hat zwar vorgetragen, dass sie
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von dem Leistungsvermdgen der Kldgerin nicht (mehr) uberzeugt gewesen sei und
die Vertragsverhandlungen aus ihrer Sicht nicht zufriedenstellend verlaufen seien.
Einen konkreten Vortrag, warum der von-der Ki3gerin entworfene Vertragsentwurf
wegen der zum Teil nicht unerheblich vom Gesétz abweichenden Regelungen fiir
sie unzumutbar gewesen sei, hat die Beklagte nicht gehalten. Sie hat auch nicht be-~

« -hauptet, dass sie sich wegen bestimmier Ragelinger auler-Stande gesehen hakbe,

i, LR
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den Vertrag zu schliefen und dass die Kidgerin es trotz eines entsprechenden Vor-

haltes abgelehnt habe, sine Anderung des Vertragstextes vorzunehmen. An der
durch die handschriftlich vorgencmmene Anderunge des Protokolls zum Ausdruck

gebrachten Zusage muss sich die Beklagte deshalb festhalten lassen. im Gegensatz

zu einem - von der gegebenen Zusage unébhéngigen - Anspruch aué c.i.c. kann

sich die ’ekfagte hingegen auf allein aus ihrer Sphére herriihrende triftige ’Grfjnde,

auf die die Klagerin Keinen Einfluss nehmen konnte, nicht berufen. |

Bezliglich der Hohe der zu erstattenden Aufwendungen ergibt sich schon von vorn
herein durch die in der Zusage enthaltene Bezugnahme auf die Gebiihrentabelle der
Klagerin eine Beschrénkung auf die Aufwendungen der Klagerin fiir ihre Mitarbeiter.
Im Gbrigen kann nach Auffassung des Gerichts beziiglich der Héhe des Anspruchs
kein anderer Malstab angé!egt werden wie bei einer Haftung aus c.i.c. Zu ersetzen
sind deshalb lediglich die. Aufivendungen, dic nach Lage-desTallesvertretbar waren
(vgl. Palandt/Heinrichs, a.a.0., § 276 Rdnr. 74 m.w.N.), mit denen die Beklagte auch
rechnen musste. Nach Auffassung des Gerichts kénnen, weil die Kldgerin trotz der
Absichtserkldrung zu jeder Zeit mit einem Nichtabschluss des Vertrags rechnen
musste (gerade flir diesen Fall wurde ja die entsprechende Zusage erteilt), als ver-
tretbar nur die Aufwendungen angesehen werden, die fiir eine Bestandsaufnahme
bei der Beklagten zur Kl&rung ihres Bedarfs erforderlich waren, damit nach einem
Vertragsschluss mit den eigentlichen Arbeiten sofort begénnen werden kann. Dar-
Uber hinausgehende Investitionen waren nach Sachlage nicht mehr vertretbar und

die Beklagte musste mit solchen ‘investitionen auch nicht rechnen. Ausgeschlossen

sind damit die Aufwendungen fiir den Kauf von Software, Hardware und den Erwerb
von Lizenzen, sowie die Kosten fiir die Schulung der Mitarbeiter in bestimmten Pro-
grammen. Die zu leistenden Vorarbeiten sollten vielmehr gerade abkldren, was flr
sin Bedarf entsieht, damit dieser bei sinem Vertragsschiuss sogleich beschafft wer-
den kann. Die Bedarfsbeschaffung als solche war verfriht. Der zeitliche Rahmen, in
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welchem abklarende VorbereitungsmaRnahmen getroffen werden konnten, war der
Zeitraum vom 05.01.1998 (der Beginn der Tatigkeit der Mitarbeiter der Klagerin) bis
zum 25.03.1998, alhs der Klagerin von der Beklagten signalisiert wurde, dass sie un-
ter Umsténden von einem Vertragsschluss absehe. Ab diesem Zeitpunkt konnte die
Klégerin nicht mehr auf einen Vertragsschluss vertrauen. -

Zu der Frage, welchen persdnellen Aufwand fiir die vorbereitenden Manahmen im
Sinne einer Bestandsaufnahme zur Kldrung des bei der Beklagten bestehenden Be-
darfs erforderlich war, damit nach einem Vertragsschluss sogleich mit den eigentli-
chen Arbeiten begonnen werden konnte, hat das .Gericht ein Sachverstandigengut-
achten eingeholt. Der beauftragte Sachvekstéindige ___&nat in seinem Gutachten
ausgefuhrt, dass insoweit in einer ersten Stufe flr interne und externe Mitarbeiter ein
Aufwand in Héhe von 95.780,00 DM entstanden ist. Diesen Aufwand, der in jedem
Fall zu den vorbereitenden MaRnahmen zahlt, hat die Beklagte zu erstatten. Den
personellen Aufwand in der zweiten Stufe, der von den VorbereitungsmafRnahmen
bis zur sogenannten Analyse reicht, hat der Sachversténdige unterteilt und ausge-
flihrt, dass der insoweit entstandene Aufwand in Hohe von 264.385,00 DM fir exter-
ne Mitarbeiter im wesentlichen auf die IBM-Mitarbeiter fiir den Wissenstransfer ,San
Francisco® entfalle. Dieser Wissenstransfer, der letztlich auch nur der Kl&gerin zugu-

-eniBogpkommen ist-geht Oherverboncitende Malnahmen zur Abkifrung des Bedarfy

hinaus. Die Frage, ob ,San Francisco” eingesetzt werden soll oder nicht, durfte die
Klagerin im Rahmen der vorbereitenden MaRnahmen zwar abklaren. Mit der Schu-
lung ihrer Mitarbeiter in ,San Francisco“ hétte die Klagerin aber in jedem Fall bis zu

- einem definitiven Vertragsschluss zuwarten missen.

Den in der zweiten Stufe fiir die internen Mitarbeiter der Kidgerin entstandenen Auf-
wand in Hohe von 243.750,00 DM vermochte der Sachverstéandige exakt nicht ab-
zugrenzen, weil die Frage, ob diese Aufwendungen noch zu den vorbereitenden
Verhandlungen gehéren, letztlich davon abhénge, wie diese von den eigentlichen
Arbeiten abgegrenzt werden uhd inwieweit eine von den Beklagten mitgetragene
Fachdiskussicn diesen Aufwand mitverursacht bzw. erhéht hat.

Nach Auffassung des Gerichts ist der Aufwand flir die internen Mitarbeiter in der Stu-
fe 2 in vollem Umfang zu berlicksichtigen. Zum einen ergibt sich aus dem Aktenin-
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halt nach Auffassung des Gerichts zweifelsfrei, dass sich die Beklagté in erhebli-

" chem MafR an fachlichen Diskussionen beteiligt und dadurch den Aufwand mitverur-

sacht bzw. erhont hat. Zum anderen ist die Abgrenzung zwischen den vorbereiten-
den MaRnahmen und dem Beginn der &igentlichen Arbeiten weitgehend
schwimmend und es ist nicht von der Hand zu weisen, dass zur Abklarung
des .Bedaris bis zu- sinem gewissen ‘Grad auch’ in“die - An nalyse®” \.,mg trsten
werden muss.

Daruber hinausgehende Kostenf kann die Klagerin nicht ersetzt verlangen. Soweit.

~die Klagerin bereits in der vom Sachverstandigen in seinerh Gutachten dargelegten

Stufe 3 und darlber hinaus t'étig geworden sein sollte, wird dies von den vorberei=—
tenden MalRnahmen zur Abkiarung des Bedarfs nicht mehr umfasst. Der Umstand,
dass die Klagerin - wie sie behauptet die Beklagte mehrfach auf die hohen Kosten{“‘
hingewiesen habe, rechtfertigt es nicht, der Kl&gerin einen héheren Betrag zuzu-
sprechen. Ein Hinweis auf hohe Kosten besagt Uber den tatséchlichen Urhfang' der
Kosten noch nichts. Hohe Kosten sind auch Kosten in Hohe von 200.000,00 OM o-
der 300.000,00 DM, die bereits im Rahmen der abkldrenden vorbereitenden MaR-
nahmen angefallen sind. Die Ki&gerin hat selbst nicht behauptet, dass sie die Be-
klagte darauf hingewiesen hat, dass die Kosten in wenigen Monaten die Millienen—

mmOrenze dberschraiten kdnnen, urd die.Beklagte mussic-en %m.wn SOHICISHINTWEIS

ki
q
i

mit Aufwendungen in dieser Groftenordnung auch nicht rechnen. Dies gilt umso

- menr, als es - wie der Sachversténdige bei seiner Anhdrung ausgefiihrt hat - nicht

zutreffend ist, dass bei der Entwicklung und Implementierung eines Softwarepro-
gramms, die Uber einen Zeitraum von drei Jahren geplant ist, der Lowenanteil dieser
Kosten bereits in den ersten Monaten anféllt. Im Ubrigen kann es keinem vernUnfti-
gen Zweifel unterliegen, dass die Beklagte die Klagerin angewiesen hatte, von
weiteren Arbeiten bis zu einem Vertragsschluss abzusehen, wenn sie darauf
hingewiesen worden ware, dass bereits in den ersten Monaten Kosten in der Hdhe,
wie sie nun im Rechisstreit g.e!tend gemacht werden, entstehen.

~Aus den obigen Ausfihrungen ergibt sich, dass auch dei‘ Feststellungsantrag der

Klagerin unbegrindet ist. Dasselbe gilt flir den Freistellungsantrag bezlgiich der
Rechtanwaltskosten. Wenn die Kidgerin in ihrem sigenen Interesse einen Rechis-
anwalt hinzuzieht um sinen sie mdglichst beglnstigenden Vertragseniwurf zu ent-
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werfen, so kann sie diese Kosten bei einem Scheitern der Vertragéverhandlungen
nicht von ihrem potentieilen Vertrags_,parther ersetzt verlangen. Dies gilt umso mehr,
als die Beklagte ohnehin nicht verpflichtet war, den teilweise nicht unerheblich von
den gesstzlichen Bestimmungen abweichenden Vertragsentwurf zu unterzeichnen.
Im Ubrigen bezog sich die Zusage der Bekiagten lediglich auf Aufwendungen fiir
_Mitarbeiter der'Kiégerin und nicht flir deren Rechtsanwait. N

AbschlieRend soll nicht unerwéhnt bleiben, dass danh, wenn r;nan der Auffassung
der Kldgerin folgen wiirde, die Beklagte in ‘ihrer Vertragsfreiheit unangemessen ein-
geschrankt werden wiirde. Sie héite dann namlich nur noch die Moglichkeit entwe-
der den von der Kl'égéerin geltend gemachten Auﬁmehdungsersatz in Héhe von ca.
2,4 Millionen zu bezahlen oder einen ihr von der Kldgerin vorgegebenen Vertrags-
schluss zu akzeptieren. Der Grundsatz der Vértragsfreiheit wére damit in erhebli-
chem Male tangiert. ' ‘

Die Kostenentsche!dung beruht auf § 92 ZPO. Die Anordnung uber die vorlaufige Voll-

sireckbarkeit erglbt sich aus § 708 Abs. 1 Satz 2 ZPO.

o Nickeg
(8t ' Hmderer Nickel
Vors. Rlchter am Landgericht  Richteram LG Richterin

/B
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Ceschiftsnummer: Verkiindet am :
80 420/99 22. Marz 2002
)
Aj?gé/«& —
- Willinger, JHé

als Urkundsbeamtin
der Geschéftsstelle

mg@g@a’a@m S&ut&gaﬁ

8. Zivilkammer
Im Namen des Volkes
Urteil

In dem Rechtsstreit

- Klagerin -

‘ Prozessbevollmachtigte

Rechtsanwaite Kappelmann u. Koll., Stadttor 1, 40218 Dusseldorf (1159/98)

- gegen

- Beklagte -

Prozessbevolimachtigte:
Rechtsanwaéite Dres. Schelling Kessler Heeb Futter Biischer Eppmger u. Koi! Stuttgart
LG-rach 203 (1578/99T02)

'wegen‘ F,orde‘rung
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hat die 8. Zivilkammer des Landgerichts Stuttgart auf die miindliche Verhandlung vom

- 22. Februar 2002 unter Mitwirkung ven

http://www.jurpc.de - Internet-Zeitschrift fuer Rechtsinformatik und Informationsrecht (Downloéd am: 19.05.2024)

Vors. Richter am 'Lzandg-el:i_cﬁ:t‘ Gremer
Richter am Landgericht Hinderer
Richterin Nickel

fir = Recht erkannt:

=

Die Beklagte wird -Verurtei!t, an die Klagerin 339.530,0C DM (173.598,93 €) nebst
5 % Zinsen hieraus seit 19.08.1999 zu bezahien. : |

M

Im {dbrigen wird die Klage abgewiesen.

w

Von den Kosten deé.Rechtsstreits tragen die Klégeri-n 6/7 und die Beklagte 1/7.

Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Héhe von 110 % des jeweils zu voilste-

B

ckenden Betrags vorldufig vallstreckbar.

Gegenstandswert: | 2.375.515,72 DM
(Kiagantrag Ziff. 1:  2.337.257,70 DM

Klagantrag Ziff. 22 6.500,00 DM

Klagantrag Ziff. 3: 31.758,02 DM).
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‘E’aﬁees@amﬁ

Die Kl&gerin, ein Sdﬁwareuntemehmen, ~ﬁ,'ahrté nmi% d_e—z;:Békiagten im August 1998 ein
erstes Gespréch wegen der Entwickiung und implementierung der Software ,ALLIS
- -.Compact”. Im September und Oktoher 1998 wurden weiters Gespréahegeﬁ;hm die
dann zu einem an die Klagerin gerichteten Schreiben der Beklagten vom 12.11.1998
(von den Parteien als ,Letter of Intend” bezeichnet) filhrten. Das Schreiben (Anlage K 1)

lautet wie folgt:

.oehr geehrter Herr

wie heute telefonisch besprochen, bestitigen wir lhnen, dass wir dae Absicht haben,
auf Basis der geflihrten Gesprache und stattgefundenen Prasentationen mit der
e __® 8inen Vertrag abzuschlieRen, der die Erstellung und !nstallatuon elnes
kompletten Betrlebssoftwaresystems (ALL!S Compact) vorsieht.

Der Vertrag wird als Werkvertrag abgeschlossen und sieht einen Festpreis von 5
Millicnen DM vor. Sie hatten uns angeboten, fiir kiinftige Verkéufe der Software an
weitere Anwender jeweils 500.000,00 DM an uns zu zahlen. Alternativ wére es auch
denkbar, dass wir mit thnen Wartungsvertrdge abschlieften, die z.B. fur drei Jahre
kostenfrei fur uns sind. Welche Alternative wir wéhlen, ist noch zu entscheiden.

Die Installation der Software ist in drei Schritten geplant. Bis Ende 1999 soll das
—Sysieni Tur-das Rechnungswesen inslaiiiert werden, 6is Ende zuuu das system flr

die Kfz-Bestandsflihrung und die Kfz-Schadenbearbeitung und bis Ende 2001 das
- System fir die Sach/HU-Sparten. -

Grundlage fur den Vertrag werden u.a. die Anfordemngen unserer Abteilungen sein,
die wir mit 1hnen am 19. und 20 November 1998 besprechen und festhalten wollen.”

Am 18. und 20.11.1998 wurde bei der Beklagten ein ~workshop* zur Anforderungs-und
Systemdefinition abgehalteh. Uber die Bésprechung wurde von der Klégerin ein
Protokoll gefertigt, das der Beklagten zugeschickt wurde. Dieses Protokall wurde
von der Beklagten in einigen Punkten, so auch unter TOP 6 handschriftlich abgeédn-
dertﬁ gegengezeichnet wurde dieses Protokoll von der Beklagten jedoch nicht (vgl.
Anlagen K 12.3, 12.2.und 12.8). Durch die von der Beklagten vorgenommene hand-
schriftliche Abanderung erhielt der zweite Absatz unter TOP 8 des Protokolls {vgl.

~ Anlage K 12.56) folgenden Wortlaut:

SAlle jetzt beginnenden Prozesse und Arbeiten seitens der ™ & ab Reginn der
Detailpflichtenheftersteilung werden bei einem Nichtabschiuss der geplanten Vertra-
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Die Kiagerin nahm hierauf die Arbeiten auf bzw. setzte die Arbeiten fort. Mit Schreiben
vom 14.12.1998 (Anlage K 13) legte sie der Beklagten den Entwurf des Softwarever-
trags Uber die Erstellung und Implementation der Soffware ,ALLIS Compact” sowie den
Entwurf des Wartungsvertrags flr die Software ,ALLIS Compact* zur Prufung vor. Am
12.02.1899 wurde ein zweiter Vertragseniwurf vorgelegt, der von der Beklagten in eini-
gen Punkten beanstandet wurde. Dies fihrte zu einem abgeanderten Vertragsentwurf
der Kidgerin, der die Bedenken der Beklagten zum Teil, aber nicht in vollem Umfang,
berlcksichtigte und der die Grundlage einer Besprechung vom 08.03. 1999 war. Diesen -
26-seitigen Vertragsentwurf mit zusétzlichen auf weiteren 25 Seiten: niedergelegten zehn
Anlagen (Anlage K 20) hat die Beklagte nicht unterzelchnet

In einem Telefonat vom 25.03,1999 gab die Beklagte der Kidgerin zu verstehen, déss
sie den Vertrag nicht abzuschlieRen gedenke. Mit Schreiben vom 12.04.1999 (Anlage
K 23) wurde unter Bezugnahme auf dieses Telefonat definitiv mitgeteilt, dass die Be-
kiagte ,nicht mehr die Absicht“ habe, einen Vertrag Uber die Software ALLIS Compact

~ abzuschlieen. Dies wurde damit begrindet, dass sich die Beklagte vorrangig an den

Gegebenheiten und Interessen ihres Unternehmens orientieren miisse. Mit Schreiben
vem 20.04.1999 (Anlage K 22) teilte die Klagerin der Béklagten mit, dass es nicht richtig
sei, dass am 25.03.1999 ihr Angehot endaiiltio ahgslehnt worden sei und dic Beklagte
darauf aufmerksam gemacht worden sei, dass das Projekt so lange weiterlaufen werde,
bis sie - die Kl&gerin - ,eine offizielle Absage zu dem Vertrag erhaiten haben®.

Die Klagerin tragt vor, die Beklagte habe sie, ungeachtet des Umstandes, dass die Be-
kiagte den von der Klagerin erarbeiteten schriftlichen Vertragsentwurf nicht unterzeich-
net habe, beauftragt, die Software ALLIS Compacf zu entwickeln und zu implementie-
ren. Jedenfalls habe die Beklagte aber einen Vertragsschlﬁss als sicher hingestellt und
sie beauftragt, mit den Arbeiten sogleibh zu beginhen. Auf den Umstand, dass dies Kos-
ten verursache, sei die Beklagte hingewiesen worden. Eine alsbaldige Aufnahme der
Arbeiten habe aus zeitlichen Griinden im interesse der Beklagten gelegen. Sie - die
Klagerin - habe aufgrund des Verhaltens der Beklagten darauf vertrauen diirfen, dass
der Vertragsschlusé zustande kommt. Die Bekiagte sei ihr deshalb zum Ersatz der von
ihr insoweit getétigten Aufwendungen verpflichtet. Diese setzten sich zusammen aus
Lizenzkosten, Kosten flr den Kauf von Software und Hardware, die Kosten fiir exter-
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ne und interne Mitarbeiter, die auch entsprechende Schulungen umfassten, sowie die -
Nachlaufkosten und sonstige Kosten.

lhren Aufwand insgesamt berechnet die Kldgerin auf 2.337.257,70 DM. Veranschlagte
Kosten in HShe von etwa 3.600,00 $ fiir die Firma IBM seien in diesem Betrag noch
nicht-enthalten, weshalb insoweit cin Interesse an der Festateiiung d&F Laistungspficht -
der Beklagten bestehe. Schliellich begehrt die Klégerin die Freistellung von Rechtsan-
waltskosten in Héhe \/on 31.758,02 DM (Anlage K 42), die dadurch entstanden seien,

dass ihr Prozessbevollmdchtigter das Mandat ,Vertrag /

p——

,stlv@

“——

__" betrieben und an einer Besprechung des Vertragsentwurfs am 25.01.1999
teilgenommen habe. ' '

Die Kidgerin beantragt, |

1. die Beklagte zu verurteilen, an die Klagerin 2.337.257,70 DM nebst 5 % Zinsen
aus 2.241.351,00 DM seit 19.08.1999 und aus weiteren 95.906,70 DM seit
Rechtshéngigkeit (29.11.1999) zu bezahlen; '

2. die Beklagte zu verurteilen, jedeh Uber den Antrag unter Ziff. 1 hinausgehenden
Schaden, der im Zusammenhang mit der Entwicklung und Implementierung der
Software ALLIS Compact im Projekt bei der Beklagten entstanden ist, zu tragen;

|
w

Wi LTV Y G e

kosten in Héhe von 31.758,02 DM gemaf Rechnung vom 31.05.2000 freizustel-
len.

Die Beklagte beantragt
Klagabweisung.

Sie ist der Auffassung, sie sei mangels eines Vertragsschlusses nicht verpflichtet, die
von der Kldgerin - der Héhe nach bestrittenen - Kosten zu erstatten. Im ubrigen habe
sich bei ihr die Annahme verdichtet, dass die Klagerin gar nicht in der Lage sei, das vor-
gesehene Projekt erfolgreich durchz‘uziehen.

Wegen des Parteivortrags im einzelnen wird auf die gewechselten Schriftsdtze verwie-
sen.
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Nach Erlass eines Aufklérungsbeschluéses vom 29.09.2000 (Bl. 288) und esines weite-
ren Hinweises im Beschluss vom 08. O"i 2001 (BI. 345 f.).hat der Sachversténdige Hinkel
gemaft Beweisbeschluss vom 20.04.2001 ein schriftiches Gutachten vom 28.12. 200'1
erstellt. Auf das Gutachten (Bl.- 586 ff.) wird Bezug genommen. Em Termin vom

. 28 1’7 ;?CQZ wurde der uachversiandm@ zu seinem, GLtach’ren {?;z’g*:=nze"1 i angehdrt. .
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Entscheidungsgrinde

Die zulasage Klage erweist sn‘;h im \lerha!tms zu der geltend gemachten Forderung nur
2 ginem genngen Teil als begriindet. :

Einen vertraglichen Anspruch hat die Ki&gerin nicht; ein Vertrag wurde von den Par-
teien nicht geschiossen. Selbst wenn die Beklagte - wie die Klagerin vortragt - zum

' Ausdruck gebracht haben sollte, dass die Kiggerin mit den Arbeiten anfangen kénne
- bzw. sclle, so geschah dies ersichtlich nur im Hinblick auf den beabsichiigten Ver-

tragsschluss, wie sich auch aus der Abanderung des Protokolls Uber die Verhand-
lung vom 19./20.11.1998 (Anlage K 12.6) verdeutlicht.

Beide Parteien sind vielmehr daven ausgegangen, dass ein schriftli¢h fixderter Ver-

~trag geschiossen werden soll. Entsprechende Entwiirfe hat die Kldgerin auch vorge-
~ legt. Wenn ein Vertrag Ubereinstimmend aber schriftlich geschiossen werden soll, ist

davon auszugehen, dass der Vertragsschluss erst dann zustande gekommen ist,
wenn diese Schriftform auch eingehalten wird, d.h. ei:n schriftlicher Vertrag von bei-
den Parteien unterzeichnet ist. Eine Unterzeichnung des von der Ki&gerin angefer-
tigten Vertragsentwurfs hat die Beklagte aber gerade ébgelehnt.

. Bei Vertragsverhandlungen, die vorliegend unstreitig stattgefunden haben, sind die

Parteien bis zum endgliitigen Vertragsschiuss in ihren EntschlieRungen gruhdsétz—
lich frei und Zwar auch dann, wenn der andere Teil in Erwartung des Vertrags bereits
Aufwendungen getétigt hat (vgi. BGH NJW 96, 1884, 1885; NJW RR 01, 381). Nur

'dannl; wenn der Yertragsschiuss nach den Verhandiungen zwischen den Partsien

als sicher anzunehmen ist und in dem hierdurch begriindeten Vertrauen Aufwen-

b S . ) S L L3 T IR U S . T ENE SR SO [ [N R
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kénnen diese vom Vertragspartner ausnahmsweise unter dem Gesichtspunkt'des
VYerschuldens bei den Vertragsverhandlungen zu erstatten sein, wenn er den Ver-
tragsschluss spater ohne triftigen Grund verweigert (vgl. BGH NJW 96, 1884, 1885
m.w.N.). Dabei beschrénkt sich der Ersatzanspruch auf die nach Enistehung des

Vertrauenstatbestandes gemachten Aufwendungen. Gerade weil keine vertragliche

-~ Bindung verhanden ist, sind-in einem solchén Fall an des Vorliegen eines fiftigen

Grundes keine all zu hohen Anforderungen zu stellen; so kann schon ein gunstige-
res Angebot eines Mitbewerbers ausreichend sein (vgl. hierzu Palandt/Heinrichs,
BGB, 61. Aufl,, § 276 Rdnr. 72). ‘

Ob die Beklagte in Bezug auf die Abstandnahme vom \/eriragsschluss‘sich auf ei-
nen triftigen Grund berufen kénnte, kann vorliegend dahingestellt bleiben, weil die
Beklagte gerade auch fiir diesen Fall zum Ausdruck gebracht hat, gewisse Aufwen-
dungen der Kl&gerin zu erstatten.

. Die Beklagte hat das von der Klagerin angefertigte Protokoll vom 27.11.1998 Uber

das ,Workshop“ vom 19./20.11.1998 unter TOP 6, in welchem eine etwaige Vergi-
tung im Falle des Nichtabschlusses eines Vertrags geregelt wurde, abgeéndert und
eingeschrankt (Anlage K 12.6). Sie hat damit, auch wenn sie das Protokoll nicht

Falle des Nichtabschlusses des geplanten Vertrags gemaR der Honorartabelle der
Klagerin die dann - fehlgeschlagenen - Aufwendungen bezahlt. Ob eine solche Zu-
sage bei dem ,Workshop” tatsachlich auch besprocheh wurde, kann dahingestellt
bleiben, da sich die Beklagte durch die Abdnderung jedenfalls nachtraglich mit einer
soichen Regelung einverstanden erklért hat. Die Abanderung ergdbe ansonsten kei-
nen Sinn.

{Uber den Umfang dieser Zusage besteht zwischen den Parteien Streit. Nach Auffas-
sung des Gerichts muss diese Zusage von vorn herein so verstanden werden, dass
die Beklagte einen Aufwendungsersatz nur flr den Fall verspricht, dass der Nichtab-
schluss des Vertrags aus ihrer Sphére herrihrt und nicht von der Kidgerin zu vertre-
ten ist. Dass die Ablehnung der weiteren Verhandlungen und der Nichtabschluss
des Vertrags letztlich durch einen von der Ki&gerin zu vertretenden Umstand bedingt
ist, hatv die Beklagte substantiiert nicht dargetan. Sie hat zwar vorgetragen, dass sie
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von dem Leistungsvermdgen der Kldgerin nicht (mehr) uberzeugt gewesen sei und
die Vertragsverhandlungen aus ihrer Sicht nicht zufriedenstellend verlaufen seien.
Einen konkreten Vortrag, warum der von-der Ki3gerin entworfene Vertragsentwurf
wegen der zum Teil nicht unerheblich vom Gesétz abweichenden Regelungen fiir
sie unzumutbar gewesen sei, hat die Beklagte nicht gehalten. Sie hat auch nicht be-~

« -hauptet, dass sie sich wegen bestimmier Ragelinger auler-Stande gesehen hakbe,

i, LR
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den Vertrag zu schliefen und dass die Kidgerin es trotz eines entsprechenden Vor-

haltes abgelehnt habe, sine Anderung des Vertragstextes vorzunehmen. An der
durch die handschriftlich vorgencmmene Anderunge des Protokolls zum Ausdruck

gebrachten Zusage muss sich die Beklagte deshalb festhalten lassen. im Gegensatz

zu einem - von der gegebenen Zusage unébhéngigen - Anspruch aué c.i.c. kann

sich die ’ekfagte hingegen auf allein aus ihrer Sphére herriihrende triftige ’Grfjnde,

auf die die Klagerin Keinen Einfluss nehmen konnte, nicht berufen. |

Bezliglich der Hohe der zu erstattenden Aufwendungen ergibt sich schon von vorn
herein durch die in der Zusage enthaltene Bezugnahme auf die Gebiihrentabelle der
Klagerin eine Beschrénkung auf die Aufwendungen der Klagerin fiir ihre Mitarbeiter.
Im Gbrigen kann nach Auffassung des Gerichts beziiglich der Héhe des Anspruchs
kein anderer Malstab angé!egt werden wie bei einer Haftung aus c.i.c. Zu ersetzen
sind deshalb lediglich die. Aufivendungen, dic nach Lage-desTallesvertretbar waren
(vgl. Palandt/Heinrichs, a.a.0., § 276 Rdnr. 74 m.w.N.), mit denen die Beklagte auch
rechnen musste. Nach Auffassung des Gerichts kénnen, weil die Kldgerin trotz der
Absichtserkldrung zu jeder Zeit mit einem Nichtabschluss des Vertrags rechnen
musste (gerade flir diesen Fall wurde ja die entsprechende Zusage erteilt), als ver-
tretbar nur die Aufwendungen angesehen werden, die fiir eine Bestandsaufnahme
bei der Beklagten zur Kl&rung ihres Bedarfs erforderlich waren, damit nach einem
Vertragsschluss mit den eigentlichen Arbeiten sofort begénnen werden kann. Dar-
Uber hinausgehende Investitionen waren nach Sachlage nicht mehr vertretbar und

die Beklagte musste mit solchen ‘investitionen auch nicht rechnen. Ausgeschlossen

sind damit die Aufwendungen fiir den Kauf von Software, Hardware und den Erwerb
von Lizenzen, sowie die Kosten fiir die Schulung der Mitarbeiter in bestimmten Pro-
grammen. Die zu leistenden Vorarbeiten sollten vielmehr gerade abkldren, was flr
sin Bedarf entsieht, damit dieser bei sinem Vertragsschiuss sogleich beschafft wer-
den kann. Die Bedarfsbeschaffung als solche war verfriht. Der zeitliche Rahmen, in
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welchem abklarende VorbereitungsmaRnahmen getroffen werden konnten, war der
Zeitraum vom 05.01.1998 (der Beginn der Tatigkeit der Mitarbeiter der Klagerin) bis
zum 25.03.1998, alhs der Klagerin von der Beklagten signalisiert wurde, dass sie un-
ter Umsténden von einem Vertragsschluss absehe. Ab diesem Zeitpunkt konnte die
Klégerin nicht mehr auf einen Vertragsschluss vertrauen. -

Zu der Frage, welchen persdnellen Aufwand fiir die vorbereitenden Manahmen im
Sinne einer Bestandsaufnahme zur Kldrung des bei der Beklagten bestehenden Be-
darfs erforderlich war, damit nach einem Vertragsschluss sogleich mit den eigentli-
chen Arbeiten begonnen werden konnte, hat das .Gericht ein Sachverstandigengut-
achten eingeholt. Der beauftragte Sachvekstéindige ___&nat in seinem Gutachten
ausgefuhrt, dass insoweit in einer ersten Stufe flr interne und externe Mitarbeiter ein
Aufwand in Héhe von 95.780,00 DM entstanden ist. Diesen Aufwand, der in jedem
Fall zu den vorbereitenden MaRnahmen zahlt, hat die Beklagte zu erstatten. Den
personellen Aufwand in der zweiten Stufe, der von den VorbereitungsmafRnahmen
bis zur sogenannten Analyse reicht, hat der Sachversténdige unterteilt und ausge-
flihrt, dass der insoweit entstandene Aufwand in Hohe von 264.385,00 DM fir exter-
ne Mitarbeiter im wesentlichen auf die IBM-Mitarbeiter fiir den Wissenstransfer ,San
Francisco® entfalle. Dieser Wissenstransfer, der letztlich auch nur der Kl&gerin zugu-

-eniBogpkommen ist-geht Oherverboncitende Malnahmen zur Abkifrung des Bedarfy

hinaus. Die Frage, ob ,San Francisco” eingesetzt werden soll oder nicht, durfte die
Klagerin im Rahmen der vorbereitenden MaRnahmen zwar abklaren. Mit der Schu-
lung ihrer Mitarbeiter in ,San Francisco“ hétte die Klagerin aber in jedem Fall bis zu

- einem definitiven Vertragsschluss zuwarten missen.

Den in der zweiten Stufe fiir die internen Mitarbeiter der Kidgerin entstandenen Auf-
wand in Hohe von 243.750,00 DM vermochte der Sachverstéandige exakt nicht ab-
zugrenzen, weil die Frage, ob diese Aufwendungen noch zu den vorbereitenden
Verhandlungen gehéren, letztlich davon abhénge, wie diese von den eigentlichen
Arbeiten abgegrenzt werden uhd inwieweit eine von den Beklagten mitgetragene
Fachdiskussicn diesen Aufwand mitverursacht bzw. erhéht hat.

Nach Auffassung des Gerichts ist der Aufwand flir die internen Mitarbeiter in der Stu-
fe 2 in vollem Umfang zu berlicksichtigen. Zum einen ergibt sich aus dem Aktenin-
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halt nach Auffassung des Gerichts zweifelsfrei, dass sich die Beklagté in erhebli-

" chem MafR an fachlichen Diskussionen beteiligt und dadurch den Aufwand mitverur-

sacht bzw. erhont hat. Zum anderen ist die Abgrenzung zwischen den vorbereiten-
den MaRnahmen und dem Beginn der &igentlichen Arbeiten weitgehend
schwimmend und es ist nicht von der Hand zu weisen, dass zur Abklarung
des .Bedaris bis zu- sinem gewissen ‘Grad auch’ in“die - An nalyse®” \.,mg trsten
werden muss.

Daruber hinausgehende Kostenf kann die Klagerin nicht ersetzt verlangen. Soweit.

~die Klagerin bereits in der vom Sachverstandigen in seinerh Gutachten dargelegten

Stufe 3 und darlber hinaus t'étig geworden sein sollte, wird dies von den vorberei=—
tenden MalRnahmen zur Abkiarung des Bedarfs nicht mehr umfasst. Der Umstand,
dass die Klagerin - wie sie behauptet die Beklagte mehrfach auf die hohen Kosten{“‘
hingewiesen habe, rechtfertigt es nicht, der Kl&gerin einen héheren Betrag zuzu-
sprechen. Ein Hinweis auf hohe Kosten besagt Uber den tatséchlichen Urhfang' der
Kosten noch nichts. Hohe Kosten sind auch Kosten in Hohe von 200.000,00 OM o-
der 300.000,00 DM, die bereits im Rahmen der abkldrenden vorbereitenden MaR-
nahmen angefallen sind. Die Ki&gerin hat selbst nicht behauptet, dass sie die Be-
klagte darauf hingewiesen hat, dass die Kosten in wenigen Monaten die Millienen—

mmOrenze dberschraiten kdnnen, urd die.Beklagte mussic-en %m.wn SOHICISHINTWEIS

ki
q
i

mit Aufwendungen in dieser Groftenordnung auch nicht rechnen. Dies gilt umso

- menr, als es - wie der Sachversténdige bei seiner Anhdrung ausgefiihrt hat - nicht

zutreffend ist, dass bei der Entwicklung und Implementierung eines Softwarepro-
gramms, die Uber einen Zeitraum von drei Jahren geplant ist, der Lowenanteil dieser
Kosten bereits in den ersten Monaten anféllt. Im Ubrigen kann es keinem vernUnfti-
gen Zweifel unterliegen, dass die Beklagte die Klagerin angewiesen hatte, von
weiteren Arbeiten bis zu einem Vertragsschluss abzusehen, wenn sie darauf
hingewiesen worden ware, dass bereits in den ersten Monaten Kosten in der Hdhe,
wie sie nun im Rechisstreit g.e!tend gemacht werden, entstehen.

~Aus den obigen Ausfihrungen ergibt sich, dass auch dei‘ Feststellungsantrag der

Klagerin unbegrindet ist. Dasselbe gilt flir den Freistellungsantrag bezlgiich der
Rechtanwaltskosten. Wenn die Kidgerin in ihrem sigenen Interesse einen Rechis-
anwalt hinzuzieht um sinen sie mdglichst beglnstigenden Vertragseniwurf zu ent-
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werfen, so kann sie diese Kosten bei einem Scheitern der Vertragéverhandlungen
nicht von ihrem potentieilen Vertrags_,parther ersetzt verlangen. Dies gilt umso mehr,
als die Beklagte ohnehin nicht verpflichtet war, den teilweise nicht unerheblich von
den gesstzlichen Bestimmungen abweichenden Vertragsentwurf zu unterzeichnen.
Im Ubrigen bezog sich die Zusage der Bekiagten lediglich auf Aufwendungen fiir
_Mitarbeiter der'Kiégerin und nicht flir deren Rechtsanwait. N

AbschlieRend soll nicht unerwéhnt bleiben, dass danh, wenn r;nan der Auffassung
der Kldgerin folgen wiirde, die Beklagte in ‘ihrer Vertragsfreiheit unangemessen ein-
geschrankt werden wiirde. Sie héite dann namlich nur noch die Moglichkeit entwe-
der den von der Kl'égéerin geltend gemachten Auﬁmehdungsersatz in Héhe von ca.
2,4 Millionen zu bezahlen oder einen ihr von der Kldgerin vorgegebenen Vertrags-
schluss zu akzeptieren. Der Grundsatz der Vértragsfreiheit wére damit in erhebli-
chem Male tangiert. ' ‘

Die Kostenentsche!dung beruht auf § 92 ZPO. Die Anordnung uber die vorlaufige Voll-

sireckbarkeit erglbt sich aus § 708 Abs. 1 Satz 2 ZPO.

o Nickeg
(8t ' Hmderer Nickel
Vors. Rlchter am Landgericht  Richteram LG Richterin

/B
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Ceschiftsnummer: Verkiindet am :
80 420/99 22. Marz 2002
)
Aj?gé/«& —
- Willinger, JHé

als Urkundsbeamtin
der Geschéftsstelle

mg@g@a’a@m S&ut&gaﬁ

8. Zivilkammer
Im Namen des Volkes
Urteil

In dem Rechtsstreit

- Klagerin -

‘ Prozessbevollmachtigte

Rechtsanwaite Kappelmann u. Koll., Stadttor 1, 40218 Dusseldorf (1159/98)

- gegen

- Beklagte -

Prozessbevolimachtigte:
Rechtsanwaéite Dres. Schelling Kessler Heeb Futter Biischer Eppmger u. Koi! Stuttgart
LG-rach 203 (1578/99T02)

'wegen‘ F,orde‘rung
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hat die 8. Zivilkammer des Landgerichts Stuttgart auf die miindliche Verhandlung vom

- 22. Februar 2002 unter Mitwirkung ven

http://www.jurpc.de - Internet-Zeitschrift fuer Rechtsinformatik und Informationsrecht (Downloéd am: 19.05.2024)

Vors. Richter am 'Lzandg-el:i_cﬁ:t‘ Gremer
Richter am Landgericht Hinderer
Richterin Nickel

fir = Recht erkannt:

=

Die Beklagte wird -Verurtei!t, an die Klagerin 339.530,0C DM (173.598,93 €) nebst
5 % Zinsen hieraus seit 19.08.1999 zu bezahien. : |

M

Im {dbrigen wird die Klage abgewiesen.

w

Von den Kosten deé.Rechtsstreits tragen die Klégeri-n 6/7 und die Beklagte 1/7.

Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Héhe von 110 % des jeweils zu voilste-

B

ckenden Betrags vorldufig vallstreckbar.

Gegenstandswert: | 2.375.515,72 DM
(Kiagantrag Ziff. 1:  2.337.257,70 DM

Klagantrag Ziff. 22 6.500,00 DM

Klagantrag Ziff. 3: 31.758,02 DM).
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‘E’aﬁees@amﬁ

Die Kl&gerin, ein Sdﬁwareuntemehmen, ~ﬁ,'ahrté nmi% d_e—z;:Békiagten im August 1998 ein
erstes Gespréch wegen der Entwickiung und implementierung der Software ,ALLIS
- -.Compact”. Im September und Oktoher 1998 wurden weiters Gespréahegeﬁ;hm die
dann zu einem an die Klagerin gerichteten Schreiben der Beklagten vom 12.11.1998
(von den Parteien als ,Letter of Intend” bezeichnet) filhrten. Das Schreiben (Anlage K 1)

lautet wie folgt:

.oehr geehrter Herr

wie heute telefonisch besprochen, bestitigen wir lhnen, dass wir dae Absicht haben,
auf Basis der geflihrten Gesprache und stattgefundenen Prasentationen mit der
e __® 8inen Vertrag abzuschlieRen, der die Erstellung und !nstallatuon elnes
kompletten Betrlebssoftwaresystems (ALL!S Compact) vorsieht.

Der Vertrag wird als Werkvertrag abgeschlossen und sieht einen Festpreis von 5
Millicnen DM vor. Sie hatten uns angeboten, fiir kiinftige Verkéufe der Software an
weitere Anwender jeweils 500.000,00 DM an uns zu zahlen. Alternativ wére es auch
denkbar, dass wir mit thnen Wartungsvertrdge abschlieften, die z.B. fur drei Jahre
kostenfrei fur uns sind. Welche Alternative wir wéhlen, ist noch zu entscheiden.

Die Installation der Software ist in drei Schritten geplant. Bis Ende 1999 soll das
—Sysieni Tur-das Rechnungswesen inslaiiiert werden, 6is Ende zuuu das system flr

die Kfz-Bestandsflihrung und die Kfz-Schadenbearbeitung und bis Ende 2001 das
- System fir die Sach/HU-Sparten. -

Grundlage fur den Vertrag werden u.a. die Anfordemngen unserer Abteilungen sein,
die wir mit 1hnen am 19. und 20 November 1998 besprechen und festhalten wollen.”

Am 18. und 20.11.1998 wurde bei der Beklagten ein ~workshop* zur Anforderungs-und
Systemdefinition abgehalteh. Uber die Bésprechung wurde von der Klégerin ein
Protokoll gefertigt, das der Beklagten zugeschickt wurde. Dieses Protokall wurde
von der Beklagten in einigen Punkten, so auch unter TOP 6 handschriftlich abgeédn-
dertﬁ gegengezeichnet wurde dieses Protokoll von der Beklagten jedoch nicht (vgl.
Anlagen K 12.3, 12.2.und 12.8). Durch die von der Beklagten vorgenommene hand-
schriftliche Abanderung erhielt der zweite Absatz unter TOP 8 des Protokolls {vgl.

~ Anlage K 12.56) folgenden Wortlaut:

SAlle jetzt beginnenden Prozesse und Arbeiten seitens der ™ & ab Reginn der
Detailpflichtenheftersteilung werden bei einem Nichtabschiuss der geplanten Vertra-
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Die Kiagerin nahm hierauf die Arbeiten auf bzw. setzte die Arbeiten fort. Mit Schreiben
vom 14.12.1998 (Anlage K 13) legte sie der Beklagten den Entwurf des Softwarever-
trags Uber die Erstellung und Implementation der Soffware ,ALLIS Compact” sowie den
Entwurf des Wartungsvertrags flr die Software ,ALLIS Compact* zur Prufung vor. Am
12.02.1899 wurde ein zweiter Vertragseniwurf vorgelegt, der von der Beklagten in eini-
gen Punkten beanstandet wurde. Dies fihrte zu einem abgeanderten Vertragsentwurf
der Kidgerin, der die Bedenken der Beklagten zum Teil, aber nicht in vollem Umfang,
berlcksichtigte und der die Grundlage einer Besprechung vom 08.03. 1999 war. Diesen -
26-seitigen Vertragsentwurf mit zusétzlichen auf weiteren 25 Seiten: niedergelegten zehn
Anlagen (Anlage K 20) hat die Beklagte nicht unterzelchnet

In einem Telefonat vom 25.03,1999 gab die Beklagte der Kidgerin zu verstehen, déss
sie den Vertrag nicht abzuschlieRen gedenke. Mit Schreiben vom 12.04.1999 (Anlage
K 23) wurde unter Bezugnahme auf dieses Telefonat definitiv mitgeteilt, dass die Be-
kiagte ,nicht mehr die Absicht“ habe, einen Vertrag Uber die Software ALLIS Compact

~ abzuschlieen. Dies wurde damit begrindet, dass sich die Beklagte vorrangig an den

Gegebenheiten und Interessen ihres Unternehmens orientieren miisse. Mit Schreiben
vem 20.04.1999 (Anlage K 22) teilte die Klagerin der Béklagten mit, dass es nicht richtig
sei, dass am 25.03.1999 ihr Angehot endaiiltio ahgslehnt worden sei und dic Beklagte
darauf aufmerksam gemacht worden sei, dass das Projekt so lange weiterlaufen werde,
bis sie - die Kl&gerin - ,eine offizielle Absage zu dem Vertrag erhaiten haben®.

Die Klagerin tragt vor, die Beklagte habe sie, ungeachtet des Umstandes, dass die Be-
kiagte den von der Klagerin erarbeiteten schriftlichen Vertragsentwurf nicht unterzeich-
net habe, beauftragt, die Software ALLIS Compacf zu entwickeln und zu implementie-
ren. Jedenfalls habe die Beklagte aber einen Vertragsschlﬁss als sicher hingestellt und
sie beauftragt, mit den Arbeiten sogleibh zu beginhen. Auf den Umstand, dass dies Kos-
ten verursache, sei die Beklagte hingewiesen worden. Eine alsbaldige Aufnahme der
Arbeiten habe aus zeitlichen Griinden im interesse der Beklagten gelegen. Sie - die
Klagerin - habe aufgrund des Verhaltens der Beklagten darauf vertrauen diirfen, dass
der Vertragsschlusé zustande kommt. Die Bekiagte sei ihr deshalb zum Ersatz der von
ihr insoweit getétigten Aufwendungen verpflichtet. Diese setzten sich zusammen aus
Lizenzkosten, Kosten flr den Kauf von Software und Hardware, die Kosten fiir exter-
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ne und interne Mitarbeiter, die auch entsprechende Schulungen umfassten, sowie die -
Nachlaufkosten und sonstige Kosten.

lhren Aufwand insgesamt berechnet die Kldgerin auf 2.337.257,70 DM. Veranschlagte
Kosten in HShe von etwa 3.600,00 $ fiir die Firma IBM seien in diesem Betrag noch
nicht-enthalten, weshalb insoweit cin Interesse an der Festateiiung d&F Laistungspficht -
der Beklagten bestehe. Schliellich begehrt die Klégerin die Freistellung von Rechtsan-
waltskosten in Héhe \/on 31.758,02 DM (Anlage K 42), die dadurch entstanden seien,

dass ihr Prozessbevollmdchtigter das Mandat ,Vertrag /

p——

,stlv@

“——

__" betrieben und an einer Besprechung des Vertragsentwurfs am 25.01.1999
teilgenommen habe. ' '

Die Kidgerin beantragt, |

1. die Beklagte zu verurteilen, an die Klagerin 2.337.257,70 DM nebst 5 % Zinsen
aus 2.241.351,00 DM seit 19.08.1999 und aus weiteren 95.906,70 DM seit
Rechtshéngigkeit (29.11.1999) zu bezahlen; '

2. die Beklagte zu verurteilen, jedeh Uber den Antrag unter Ziff. 1 hinausgehenden
Schaden, der im Zusammenhang mit der Entwicklung und Implementierung der
Software ALLIS Compact im Projekt bei der Beklagten entstanden ist, zu tragen;

|
w

Wi LTV Y G e

kosten in Héhe von 31.758,02 DM gemaf Rechnung vom 31.05.2000 freizustel-
len.

Die Beklagte beantragt
Klagabweisung.

Sie ist der Auffassung, sie sei mangels eines Vertragsschlusses nicht verpflichtet, die
von der Kldgerin - der Héhe nach bestrittenen - Kosten zu erstatten. Im ubrigen habe
sich bei ihr die Annahme verdichtet, dass die Klagerin gar nicht in der Lage sei, das vor-
gesehene Projekt erfolgreich durchz‘uziehen.

Wegen des Parteivortrags im einzelnen wird auf die gewechselten Schriftsdtze verwie-
sen.
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Nach Erlass eines Aufklérungsbeschluéses vom 29.09.2000 (Bl. 288) und esines weite-
ren Hinweises im Beschluss vom 08. O"i 2001 (BI. 345 f.).hat der Sachversténdige Hinkel
gemaft Beweisbeschluss vom 20.04.2001 ein schriftiches Gutachten vom 28.12. 200'1
erstellt. Auf das Gutachten (Bl.- 586 ff.) wird Bezug genommen. Em Termin vom

. 28 1’7 ;?CQZ wurde der uachversiandm@ zu seinem, GLtach’ren {?;z’g*:=nze"1 i angehdrt. .
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Entscheidungsgrinde

Die zulasage Klage erweist sn‘;h im \lerha!tms zu der geltend gemachten Forderung nur
2 ginem genngen Teil als begriindet. :

Einen vertraglichen Anspruch hat die Ki&gerin nicht; ein Vertrag wurde von den Par-
teien nicht geschiossen. Selbst wenn die Beklagte - wie die Klagerin vortragt - zum

' Ausdruck gebracht haben sollte, dass die Kiggerin mit den Arbeiten anfangen kénne
- bzw. sclle, so geschah dies ersichtlich nur im Hinblick auf den beabsichiigten Ver-

tragsschluss, wie sich auch aus der Abanderung des Protokolls Uber die Verhand-
lung vom 19./20.11.1998 (Anlage K 12.6) verdeutlicht.

Beide Parteien sind vielmehr daven ausgegangen, dass ein schriftli¢h fixderter Ver-

~trag geschiossen werden soll. Entsprechende Entwiirfe hat die Kldgerin auch vorge-
~ legt. Wenn ein Vertrag Ubereinstimmend aber schriftlich geschiossen werden soll, ist

davon auszugehen, dass der Vertragsschluss erst dann zustande gekommen ist,
wenn diese Schriftform auch eingehalten wird, d.h. ei:n schriftlicher Vertrag von bei-
den Parteien unterzeichnet ist. Eine Unterzeichnung des von der Ki&gerin angefer-
tigten Vertragsentwurfs hat die Beklagte aber gerade ébgelehnt.

. Bei Vertragsverhandlungen, die vorliegend unstreitig stattgefunden haben, sind die

Parteien bis zum endgliitigen Vertragsschiuss in ihren EntschlieRungen gruhdsétz—
lich frei und Zwar auch dann, wenn der andere Teil in Erwartung des Vertrags bereits
Aufwendungen getétigt hat (vgi. BGH NJW 96, 1884, 1885; NJW RR 01, 381). Nur

'dannl; wenn der Yertragsschiuss nach den Verhandiungen zwischen den Partsien

als sicher anzunehmen ist und in dem hierdurch begriindeten Vertrauen Aufwen-

b S . ) S L L3 T IR U S . T ENE SR SO [ [N R
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kénnen diese vom Vertragspartner ausnahmsweise unter dem Gesichtspunkt'des
VYerschuldens bei den Vertragsverhandlungen zu erstatten sein, wenn er den Ver-
tragsschluss spater ohne triftigen Grund verweigert (vgl. BGH NJW 96, 1884, 1885
m.w.N.). Dabei beschrénkt sich der Ersatzanspruch auf die nach Enistehung des

Vertrauenstatbestandes gemachten Aufwendungen. Gerade weil keine vertragliche

-~ Bindung verhanden ist, sind-in einem solchén Fall an des Vorliegen eines fiftigen

Grundes keine all zu hohen Anforderungen zu stellen; so kann schon ein gunstige-
res Angebot eines Mitbewerbers ausreichend sein (vgl. hierzu Palandt/Heinrichs,
BGB, 61. Aufl,, § 276 Rdnr. 72). ‘

Ob die Beklagte in Bezug auf die Abstandnahme vom \/eriragsschluss‘sich auf ei-
nen triftigen Grund berufen kénnte, kann vorliegend dahingestellt bleiben, weil die
Beklagte gerade auch fiir diesen Fall zum Ausdruck gebracht hat, gewisse Aufwen-
dungen der Kl&gerin zu erstatten.

. Die Beklagte hat das von der Klagerin angefertigte Protokoll vom 27.11.1998 Uber

das ,Workshop“ vom 19./20.11.1998 unter TOP 6, in welchem eine etwaige Vergi-
tung im Falle des Nichtabschlusses eines Vertrags geregelt wurde, abgeéndert und
eingeschrankt (Anlage K 12.6). Sie hat damit, auch wenn sie das Protokoll nicht

Falle des Nichtabschlusses des geplanten Vertrags gemaR der Honorartabelle der
Klagerin die dann - fehlgeschlagenen - Aufwendungen bezahlt. Ob eine solche Zu-
sage bei dem ,Workshop” tatsachlich auch besprocheh wurde, kann dahingestellt
bleiben, da sich die Beklagte durch die Abdnderung jedenfalls nachtraglich mit einer
soichen Regelung einverstanden erklért hat. Die Abanderung ergdbe ansonsten kei-
nen Sinn.

{Uber den Umfang dieser Zusage besteht zwischen den Parteien Streit. Nach Auffas-
sung des Gerichts muss diese Zusage von vorn herein so verstanden werden, dass
die Beklagte einen Aufwendungsersatz nur flr den Fall verspricht, dass der Nichtab-
schluss des Vertrags aus ihrer Sphére herrihrt und nicht von der Kidgerin zu vertre-
ten ist. Dass die Ablehnung der weiteren Verhandlungen und der Nichtabschluss
des Vertrags letztlich durch einen von der Ki&gerin zu vertretenden Umstand bedingt
ist, hatv die Beklagte substantiiert nicht dargetan. Sie hat zwar vorgetragen, dass sie

Internet-Zeitschrift fir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

-untersskrichanbzws nicht-gegengezaichnet hat, zum -Ausdruck gebrachidass sigqnT"""


Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de

Internet-Zeitschrift fiir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

von dem Leistungsvermdgen der Kldgerin nicht (mehr) uberzeugt gewesen sei und
die Vertragsverhandlungen aus ihrer Sicht nicht zufriedenstellend verlaufen seien.
Einen konkreten Vortrag, warum der von-der Ki3gerin entworfene Vertragsentwurf
wegen der zum Teil nicht unerheblich vom Gesétz abweichenden Regelungen fiir
sie unzumutbar gewesen sei, hat die Beklagte nicht gehalten. Sie hat auch nicht be-~

« -hauptet, dass sie sich wegen bestimmier Ragelinger auler-Stande gesehen hakbe,

i, LR
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den Vertrag zu schliefen und dass die Kidgerin es trotz eines entsprechenden Vor-

haltes abgelehnt habe, sine Anderung des Vertragstextes vorzunehmen. An der
durch die handschriftlich vorgencmmene Anderunge des Protokolls zum Ausdruck

gebrachten Zusage muss sich die Beklagte deshalb festhalten lassen. im Gegensatz

zu einem - von der gegebenen Zusage unébhéngigen - Anspruch aué c.i.c. kann

sich die ’ekfagte hingegen auf allein aus ihrer Sphére herriihrende triftige ’Grfjnde,

auf die die Klagerin Keinen Einfluss nehmen konnte, nicht berufen. |

Bezliglich der Hohe der zu erstattenden Aufwendungen ergibt sich schon von vorn
herein durch die in der Zusage enthaltene Bezugnahme auf die Gebiihrentabelle der
Klagerin eine Beschrénkung auf die Aufwendungen der Klagerin fiir ihre Mitarbeiter.
Im Gbrigen kann nach Auffassung des Gerichts beziiglich der Héhe des Anspruchs
kein anderer Malstab angé!egt werden wie bei einer Haftung aus c.i.c. Zu ersetzen
sind deshalb lediglich die. Aufivendungen, dic nach Lage-desTallesvertretbar waren
(vgl. Palandt/Heinrichs, a.a.0., § 276 Rdnr. 74 m.w.N.), mit denen die Beklagte auch
rechnen musste. Nach Auffassung des Gerichts kénnen, weil die Kldgerin trotz der
Absichtserkldrung zu jeder Zeit mit einem Nichtabschluss des Vertrags rechnen
musste (gerade flir diesen Fall wurde ja die entsprechende Zusage erteilt), als ver-
tretbar nur die Aufwendungen angesehen werden, die fiir eine Bestandsaufnahme
bei der Beklagten zur Kl&rung ihres Bedarfs erforderlich waren, damit nach einem
Vertragsschluss mit den eigentlichen Arbeiten sofort begénnen werden kann. Dar-
Uber hinausgehende Investitionen waren nach Sachlage nicht mehr vertretbar und

die Beklagte musste mit solchen ‘investitionen auch nicht rechnen. Ausgeschlossen

sind damit die Aufwendungen fiir den Kauf von Software, Hardware und den Erwerb
von Lizenzen, sowie die Kosten fiir die Schulung der Mitarbeiter in bestimmten Pro-
grammen. Die zu leistenden Vorarbeiten sollten vielmehr gerade abkldren, was flr
sin Bedarf entsieht, damit dieser bei sinem Vertragsschiuss sogleich beschafft wer-
den kann. Die Bedarfsbeschaffung als solche war verfriht. Der zeitliche Rahmen, in
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welchem abklarende VorbereitungsmaRnahmen getroffen werden konnten, war der
Zeitraum vom 05.01.1998 (der Beginn der Tatigkeit der Mitarbeiter der Klagerin) bis
zum 25.03.1998, alhs der Klagerin von der Beklagten signalisiert wurde, dass sie un-
ter Umsténden von einem Vertragsschluss absehe. Ab diesem Zeitpunkt konnte die
Klégerin nicht mehr auf einen Vertragsschluss vertrauen. -

Zu der Frage, welchen persdnellen Aufwand fiir die vorbereitenden Manahmen im
Sinne einer Bestandsaufnahme zur Kldrung des bei der Beklagten bestehenden Be-
darfs erforderlich war, damit nach einem Vertragsschluss sogleich mit den eigentli-
chen Arbeiten begonnen werden konnte, hat das .Gericht ein Sachverstandigengut-
achten eingeholt. Der beauftragte Sachvekstéindige ___&nat in seinem Gutachten
ausgefuhrt, dass insoweit in einer ersten Stufe flr interne und externe Mitarbeiter ein
Aufwand in Héhe von 95.780,00 DM entstanden ist. Diesen Aufwand, der in jedem
Fall zu den vorbereitenden MaRnahmen zahlt, hat die Beklagte zu erstatten. Den
personellen Aufwand in der zweiten Stufe, der von den VorbereitungsmafRnahmen
bis zur sogenannten Analyse reicht, hat der Sachversténdige unterteilt und ausge-
flihrt, dass der insoweit entstandene Aufwand in Hohe von 264.385,00 DM fir exter-
ne Mitarbeiter im wesentlichen auf die IBM-Mitarbeiter fiir den Wissenstransfer ,San
Francisco® entfalle. Dieser Wissenstransfer, der letztlich auch nur der Kl&gerin zugu-

-eniBogpkommen ist-geht Oherverboncitende Malnahmen zur Abkifrung des Bedarfy

hinaus. Die Frage, ob ,San Francisco” eingesetzt werden soll oder nicht, durfte die
Klagerin im Rahmen der vorbereitenden MaRnahmen zwar abklaren. Mit der Schu-
lung ihrer Mitarbeiter in ,San Francisco“ hétte die Klagerin aber in jedem Fall bis zu

- einem definitiven Vertragsschluss zuwarten missen.

Den in der zweiten Stufe fiir die internen Mitarbeiter der Kidgerin entstandenen Auf-
wand in Hohe von 243.750,00 DM vermochte der Sachverstéandige exakt nicht ab-
zugrenzen, weil die Frage, ob diese Aufwendungen noch zu den vorbereitenden
Verhandlungen gehéren, letztlich davon abhénge, wie diese von den eigentlichen
Arbeiten abgegrenzt werden uhd inwieweit eine von den Beklagten mitgetragene
Fachdiskussicn diesen Aufwand mitverursacht bzw. erhéht hat.

Nach Auffassung des Gerichts ist der Aufwand flir die internen Mitarbeiter in der Stu-
fe 2 in vollem Umfang zu berlicksichtigen. Zum einen ergibt sich aus dem Aktenin-
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halt nach Auffassung des Gerichts zweifelsfrei, dass sich die Beklagté in erhebli-

" chem MafR an fachlichen Diskussionen beteiligt und dadurch den Aufwand mitverur-

sacht bzw. erhont hat. Zum anderen ist die Abgrenzung zwischen den vorbereiten-
den MaRnahmen und dem Beginn der &igentlichen Arbeiten weitgehend
schwimmend und es ist nicht von der Hand zu weisen, dass zur Abklarung
des .Bedaris bis zu- sinem gewissen ‘Grad auch’ in“die - An nalyse®” \.,mg trsten
werden muss.

Daruber hinausgehende Kostenf kann die Klagerin nicht ersetzt verlangen. Soweit.

~die Klagerin bereits in der vom Sachverstandigen in seinerh Gutachten dargelegten

Stufe 3 und darlber hinaus t'étig geworden sein sollte, wird dies von den vorberei=—
tenden MalRnahmen zur Abkiarung des Bedarfs nicht mehr umfasst. Der Umstand,
dass die Klagerin - wie sie behauptet die Beklagte mehrfach auf die hohen Kosten{“‘
hingewiesen habe, rechtfertigt es nicht, der Kl&gerin einen héheren Betrag zuzu-
sprechen. Ein Hinweis auf hohe Kosten besagt Uber den tatséchlichen Urhfang' der
Kosten noch nichts. Hohe Kosten sind auch Kosten in Hohe von 200.000,00 OM o-
der 300.000,00 DM, die bereits im Rahmen der abkldrenden vorbereitenden MaR-
nahmen angefallen sind. Die Ki&gerin hat selbst nicht behauptet, dass sie die Be-
klagte darauf hingewiesen hat, dass die Kosten in wenigen Monaten die Millienen—

mmOrenze dberschraiten kdnnen, urd die.Beklagte mussic-en %m.wn SOHICISHINTWEIS

ki
q
i

mit Aufwendungen in dieser Groftenordnung auch nicht rechnen. Dies gilt umso

- menr, als es - wie der Sachversténdige bei seiner Anhdrung ausgefiihrt hat - nicht

zutreffend ist, dass bei der Entwicklung und Implementierung eines Softwarepro-
gramms, die Uber einen Zeitraum von drei Jahren geplant ist, der Lowenanteil dieser
Kosten bereits in den ersten Monaten anféllt. Im Ubrigen kann es keinem vernUnfti-
gen Zweifel unterliegen, dass die Beklagte die Klagerin angewiesen hatte, von
weiteren Arbeiten bis zu einem Vertragsschluss abzusehen, wenn sie darauf
hingewiesen worden ware, dass bereits in den ersten Monaten Kosten in der Hdhe,
wie sie nun im Rechisstreit g.e!tend gemacht werden, entstehen.

~Aus den obigen Ausfihrungen ergibt sich, dass auch dei‘ Feststellungsantrag der

Klagerin unbegrindet ist. Dasselbe gilt flir den Freistellungsantrag bezlgiich der
Rechtanwaltskosten. Wenn die Kidgerin in ihrem sigenen Interesse einen Rechis-
anwalt hinzuzieht um sinen sie mdglichst beglnstigenden Vertragseniwurf zu ent-
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werfen, so kann sie diese Kosten bei einem Scheitern der Vertragéverhandlungen
nicht von ihrem potentieilen Vertrags_,parther ersetzt verlangen. Dies gilt umso mehr,
als die Beklagte ohnehin nicht verpflichtet war, den teilweise nicht unerheblich von
den gesstzlichen Bestimmungen abweichenden Vertragsentwurf zu unterzeichnen.
Im Ubrigen bezog sich die Zusage der Bekiagten lediglich auf Aufwendungen fiir
_Mitarbeiter der'Kiégerin und nicht flir deren Rechtsanwait. N

AbschlieRend soll nicht unerwéhnt bleiben, dass danh, wenn r;nan der Auffassung
der Kldgerin folgen wiirde, die Beklagte in ‘ihrer Vertragsfreiheit unangemessen ein-
geschrankt werden wiirde. Sie héite dann namlich nur noch die Moglichkeit entwe-
der den von der Kl'égéerin geltend gemachten Auﬁmehdungsersatz in Héhe von ca.
2,4 Millionen zu bezahlen oder einen ihr von der Kldgerin vorgegebenen Vertrags-
schluss zu akzeptieren. Der Grundsatz der Vértragsfreiheit wére damit in erhebli-
chem Male tangiert. ' ‘

Die Kostenentsche!dung beruht auf § 92 ZPO. Die Anordnung uber die vorlaufige Voll-

sireckbarkeit erglbt sich aus § 708 Abs. 1 Satz 2 ZPO.

o Nickeg
(8t ' Hmderer Nickel
Vors. Rlchter am Landgericht  Richteram LG Richterin

/B
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